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gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages vom 16. Oktober 
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A. Problem 

Die Vernichtung der tropischen Wälder in den Tropenregionen 
Afrikas, Asiens und Lateinamerikas wird zu einer immer größeren 
Herausforderung für die Menschheit. 

Die hier noch vorhandenen Tropenwälder beherbergen den größ-
ten Teil der pflanzlichen und tierischen Artenvielfalt der Erde. 
Darüber hinaus haben die tropischen Wälder eine herausragende 
Bedeutung für die regionale Klimaentwicklung, die Funktionen 
des Wasserhaushalts und den Schutz vor Bodenerosion und sind 
daher integrale und unverzichtbare Bestandteile der Biosphäre. 

Seit Jahren werden die Tropenwälder in großem Umfang vernich

-

tet. Durch die Vernichtung der Wälder wird Kohlendioxid freige-
setzt. Auf diese Weise trägt die Zerstörung der tropischen Wälder 
auch zur Verstärkung des zusätzlichen, anthropogen bedingten 
Treibhauseffektes bei. 

Zur parlamentarischen Diskussion möglicher Vorsorgemaßnah-
men gegen die vom Menschen verursachten Veränderungen in der 
Erdatmosphäre hat der Deutsche Bundestag am 3. Dezember 1987 
die Einsetzung einer Enquete-Kommission „Vorsorge zum Schutz 
der Erdatmosphäre " beschlossen — Drucksache 11/971. Die Kom-
mission wurde unter anderem damit beauftragt, die Auswirkungen 
der Abholzung von Regenwäldern und der Übernutzung der Vege-
tation in Trockengebieten auf atmosphärische Vorgänge und mög-
liche Vorsorgemaßnahmen, insbesondere zur Vorsorge gegen zu 
befürchtende Schäden, zum Beispiel Entwicklungshilfeprojekte, 
insbesondere Aufforstungsprojekte und Maßnahmen zum Schutz 
der tropischen Regenwälder zu untersuchen. Der von der Kommis- 
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sion vorgelegte Zweite Bericht enthält neben einer umfassenden 
Bestandsaufnahme der gegenwärtigen Sachlage und möglicher 
Entwicklungen und Auswirkungen der Vernichtung tropischer 
Wälder weitreichende Vorschläge für nationale und internationale 
Maßnahmen zum Schutz der tropischen Wälder. 

B. Lösung 

Annahme einer Entschließung, die inhaltlich voll dem Zweiten 
Bericht der Enquete-Kommission „Vorsorge zum Schutz der Erdat-
mosphäre" — Drucksache 11/7220, das heißt den darin enthalte-
nen Analysen zum gegenwärtigen Sachstand in bezug auf die Ver-
nichtung der tropischen Wälder, den daraus zu ziehenden Schluß-
folgerungen wie auch den in Abschnitt A des Berichts enthaltenen 
Maßnahmevorschlägen zustimmt. Damit liegen fundierte Emp-
fehlungen vor, auf deren Grundlage national und international 
schnell und gezielt die entsprechenden Maßnahmen ergriffen wer-
den können. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stimmt darin überein, daß die Vernich-
tung der tropischen Wälder als ein Umweltproblem von globalem 
Ausmaß anzusehen ist, dessen Bekämpfung angesicht der gravie-
renden klimatischen, ökologischen, ökonomischen und sozialen 
Folgeschäden eine internationale Schwerpunktaufgabe darstellt. 
Nur im solidarischen Zusammenwirken von Industrie- und Ent-
wicklungsländern kann diese Aufgabe gemeistert werden. 

Auf internationaler Ebene sind verstärkte Anstrengungen zu un-
ternehmen, damit die Vernichtung der tropischen Wälder im Rah-
men internationaler Vertragsregelungen unter Einschluß von 
Schuldenerlaßregelungen im Zuge einer Gesamtstrategie zum 
Schutz der Erdatmosphäre und der Bereitstellung von Mitteln 
durch die internationale Staatengemeinschaft in Gestalt der Ein-
richtung einen Fonds zum Schutz der tropischen Wälder in mög-
lichst vielen Ländern zu einem möglichst frühen Zeitpunkt ge-
stoppt werden kann. Notwendig ist vor allem ein Sofortprogramm 
zum Schutz der tropischen Wälder, durch das unverzüglich in mög-
lichst vielen Tropenwaldländern modellhafte Projekte und Pro-
gramme in die Wege geleitet werden sollen, die die Bemühungen 
um einen möglichst schnellen Stopp der Tropenwaldvernichtung 
unterstützen. 

Die Europäischen Gemeinschaften und die Bundesrepublik 
Deutschland sollten parallel zu den internationalen Maßnahmen 
zum Schutz der tropischen Wälder vor dem Hintergrund ihrer bis-
herigen entwicklungspolitischen Aktivitäten vor allem anstreben, 
daß sich diese weitaus stärker als bisher an den Erfordernissen des 
Tropenwaldschutzes ausrichten und daraus die erforderlichen 
Schlußfolgerungen für die Planung, Durchführung und Evalu-
ierung der finanziellen und technischen Zusammenarbeit auf bi-
und multilateraler Ebene ziehen. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß die am 3. Dezember 1987 
eingesetzte Enquete-Kommission „Vorsorge zum Schutz der Erd-
atmosphäre" neben einer umfassenden Bestandsaufnahme der ge-
genwärtigen Sachlage und möglicher Entwicklungen und Auswir-
kungen der Vernichtung tropischer Wälder weitreichende natio-
nale, EG-weite und inte rnationale Schutzmaßnahmen erarbeitet 
hat. Damit liegen fundierte Empfehlungen vor, auf deren Grund-
lage schnell und gezielt die entsprechenden Maßnahmen zu er-
greifen sind. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß der Bericht von zahlreichen 
Stimmen aus Wissenschaft, Politik und dem Bereich der Medien 
auf nationaler, aber auch von ersten Stimmen aus dem internatio-
nalen Bereich als das im internationalen Vergleich umfassendste 
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politische Dokument in der aktuellen Diskussion um Maßnahmen 
zum Schutz der tropischen Wälder eingestuft wird. 

Der Deutsche Bundestag teilt die grundlegende Aussage der En-
quete-Kommission, daß die Vernichtung der tropischen Wälder 
und die daraus resultierenden klimatischen, ökologischen, ökono-
mischen und sozialen Folgen zu einer immer größeren Herausfor-
derung für die Menschheit werden, wenn der gegenwärtigen Ent-
wicklung nicht frühzeitig und umfassend Einhalt geboten wird. 

Der Deutsche Bundestag stimmt sowohl den Analysen zum gegen-
wärtigen Sachstand in bezug auf die Vernichtung der tropischen 
Wälder sowie den daraus zu ziehenden Schlußfolgerungen als 
auch den im zweiten Bericht enthaltenen Maßnahmenvorschlägen 
inhaltlich voll zu. Daraus ergeben sich eine Reihe internationaler, 
EG-weiter und nationaler Maßnahmen, die von der Bundesregie-
rung dringlich umzusetzen sind. 

II. 

1. Vordringliches Ziel aller Aktivitäten der Tropenwaldländer 
und der übrigen internationalen Staatengemeinschaft muß es 
sein, zunächst das rapide Ansteigen der Vernichtungsrate 
durch schnelle und weitreichende Schutzmaßnahmen und 
Aufforstungsprogramme zu stoppen. Ist dies gelungen, so gilt 
es, die Tropenwaldvernichtung zu unterbinden und verloren-
gegangene Bestände aufzuforsten. 

Um diese Ziele zu erreichen, sieht es der Deutsche Bundestag 
als notwendig an, daß die Bundesregierung folgenden globa-
len Stufenplan im Rahmen von internationalen Verhandlun-
gen zur Rettung der tropischen Wälder vorschlägt und nach-
drücklich vertritt: 

Stufe 1: 

Im Zeitraum von 1990 bis zum Jahr 2000 sollten sich die An-
strengungen der Tropenwaldländer und der anderen Mitglie-
der der internationalen Staatengemeinschaft auf das Ziel kon-
zentrieren, schnell wirkende und möglichst weitreichende 
Schutzmaßnahmen durchzuführen; die in gleichzeitig zu erar-
beitende langfristige Schutzkonzeptionen zu integrieren sind. 
Nach gegenwärtiger Sachlage und der weiteren prognostizier-
ten Entwicklung kann dabei nicht davon ausgegangen wer-
den, daß diese Maßnahmen — so tiefgreifend sie auch sein 
mögen — in nur zehn Jahren in allen Tropenwaldländern dazu 
imstande sein werden, die Tropenwaldvernichtung zu stop-
pen. Wenn äußerst intensive Anstrengungen unternommen 
und die notwendigen Maßnahmen effektiv umgesetzt werden, 
muß es in einer Reihe von Ländern zu erreichen sein, die Ver-
nichtung der tropischen Wälder bereits in den nächsten Jahren 
absolut zu stoppen. Gleichwohl muß damit gerechnet werden, 
daß die Vernichtungsrate insgesamt trotz massiver Anstren-
gungen weiter ansteigen wird. Neben direkten und weitrei-
chenden Schutzmaßnahmen, die in einigen Ländern bereits zu 
einem Stopp der Vernichtung führen werden, müssen die An-
strengungen der internationalen Staatengemeinschaft in die- 
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ser ersten Stufe daher darauf gerichtet sein, die weltweite Ver-
nichtungsrate soweit wie möglich abzusenken, zumindest aber 
soweit, daß der Umfang der jährlichen Vernichtung in jedem 
Tropenwaldland bis zum Jahr 2000 unter der Vernichtungsrate 
des Jahres 1980 liegt. 

Schon in dieser Phase muß durch ein Sofortprogramm zum 
Schutz der tropischen Wälder dafür Sorge getragen werden, 
daß besonders bedrohte Primärwaldgebiete durch geeignete 
Maßnahmen vor der Vernichtung gerettet werden. Weiterhin 
müssen weitreichende Aufforstungsprogramme durchgeführt 
und bereits eingeleitete Aufforstungsprogramme erheblich 
beschleunigt und erweitert werden. 

Stufe 2: 

Durch die in Stufe 1 eingeleiteten und fortzuführenden — ge-
gebenenfalls auszuweitenden — Schutzmaßnahmen ist es 
nach Auffassung des Deutschen Bundestages bis spätestens 
zum Jahr 2010 erreichbar, daß die Waldvernichtung auch in 
den Tropenwaldländern absolut gestoppt wird, in denen dies 
in der ersten Stufe nicht gelungen ist, so daß der absolute Flä-
chenbestand spätestens ab diesem Jahr nicht weiter ab-
nimmt. 

Stufe 3: 

Ab dem Jahr 2010 ist in einem zwanzigjährigen Zeitraum bis 
zum Jahr 2030 durch intensive Fortführung der Schutz- und 
Aufforstungsmaßnahmen dafür Sorge zu tragen, daß die Wald-
bestände in den Tropenwaldländern wieder auf den Umfang 
des Jahres 1990 anwachsen. Eine Rückführung auf den Be-
stand des Jahres 1980 erscheint hingegen nicht realisierbar, da 
ein Teil der ehemaligen Waldflächen in andere Landnutzun-
gen übergeführt worden ist oder die Bodenqualität sich soweit 
verschlechtert hat, daß eine Wiederaufforstung kaum möglich 
sein wird. 

Der Stufenplan ist nicht wie von der Fraktion der SPD und der 
Fraktion DIE GRÜNEN ausgeführt, als Zielvorgabe für die 
Zulassung weiterer Eingriffe in den Tropenwald zu verstehen, 
d. h. er bedeutet nicht, daß die Tropenwaldvernichtung bis 
zum Jahr 2000 oder gar bis zum Jahr 2010 gebilligt werden soll. 
Ein solches Verständnis des Stufenplans wäre unangemessen 
und nicht begründet. Der Stufenplan stellt vielmehr einen rea-
listische Abschätzung für die Bewältigung der äußerst komple-
xen und vielschichtigen Gesamtproblematik dar. Die Maßnah-
menkonzepte, die innerhalb des Stufenplanes umgesetzt wer-
den sollen, müssen dazu führen, daß jeder vermeidbare Ein-
griff in die Struktur und den Bestand der tropischen Wälder 
tatsächlich vermieden wird. Der Deutsche Bundestag erachtet 
den Zeitraum des Jahres 1990 bis zum Jahr 2000, in dem in 
möglichst vielen der über siebzig Tropenwaldländer ein abso-
luter Stopp der Waldvernichtung und in allen anderen Län-
dern zumindest eine Absenkung der Vernichtungsrate erreicht 
werden soll, und in der Folge bis zum Jahr 2010 immer mehr 
Länder in die Lage versetzt werden sollen, ihre Tropenwälder 
absolut zu erhalten, als einen realistischen Zeitrahmen. Nur 
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unter gewaltigen Anstrengungen aller Beteiligten kann si-
chergestellt werden, daß dieser äußerst eng bemessene Zeit-
rahmen eingehalten werden kann. Daher ist dafür Sorge zu 
tragen, daß gemäß der jeweiligen Situation der Länder Anreize 
und Mechanismen geschaffen werden, die so rasche und weit-
reichende Erfolge wie möglich herbeiführen. 

Die im nachfolgenden aufgelisteten Maßnahmenvorschläge 
der Enquete-Kommission auf internationaler, EG-weiter und 
nationaler Ebene sind nach Auffassung des Deutschen Bun-
destages direkt oder indirekt dazu geeignet, die im Stufenplan 
genannten Globalziele zu erreichen. 

Alle vorgeschlagenen Maßnahmen müssen so früh und so 
weitgehend wie möglich von möglichst vielen Staaten und 
internationalen Organisationen eingeleitet und umgesetzt 
werden. 

Die Bundesregierung wird daher ersucht, auf allen Ebenen mit 
Nachdruck auf die Realisierung der im folgenden dargestell-
ten und von der Enquete-Kommission als dringend notwendig 
angesehenen Maßnahmen innerhalb der vorgegebenen Zeit-
räume hinzuwirken. Im Hinblick darauf wird die Bundesregie-
rung aufgefordert, anhand dieser Vorgaben ein Aktionspro-
gramm zur Unterstützung der Entwicklungsländer bei ihren 
Bemühungen zum Schutz der tropischen Wälder zu erstellen 
und dieses Aktionsprogramm bis zum 30. November 1990 zu 
verabschieden. 

2. Der Deutsche Bundestag mißt den Maßnahmen auf internatio-
naler und EG-weiter Ebene entscheidende Bedeutung zu, da 
es sich bei der Tropenwaldvernichtung um ein vor allem durch 
internationale Zusammenarbeit zu lösendes Problem han-
delt. 

Er begrüßt die Bereitschaft der Teilnehmer des Wirtschaftsgip-
fels von Houston, mit der brasilianischen Regierung im Rah-
men eines umfassenden Pilotprogramms zusammenzuarbei-
ten. Der Deutsche Bundestag hält es allerdings darüber hinaus 
für dringend geboten, daß schnellstmöglich auch den anderen 
Tropenwaldländern internationale Unterstützung angeboten 
wird. Die Bundesregierung wird daher ersucht, sich beim 
nächsten Wirtschaftsgipfel in London für ein Sofortprogramm 
zum Schutz der tropischen Wälder einzusetzen. 

Das Sofortprogramm soll vorsehen, daß die Teilnehmer des 
Wirtschaftsgipfels zum Schutz der Tropenwälder insgesamt 
einen jährlichen Zuschußbetrag in Höhe von 750 Millionen 
DM bis zum Inkrafttreten eines im weiteren vorgeschlagenen 
internationalen Treuhandfonds zur Verfügung stellen. Diese 
Gelder sind unabhängig von den nationalen Mitteln, die die 
Teilnehmer des Gipfels zur Tropenwalderhaltung aufbringen, 
koordiniert und in Abstimmung mit den Tropenwaldländern 
für Projekte und Programme bereitzustellen. 
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Die Mittel sollten bereitgestellt werden für 

— geplante oder bestehende Maßnahmen zum Schutz beson-
ders gefährdeter Primärwaldgebiete, die durch sofortige 
Mittelbereitstellung beschleunigt, erweitert oder fortge-
führt werden können. Vor allem muß es darum gehen, die 
Ausweisung von Schutzgebieten zu beschleunigen. Hier-
bei sind insbesondere Kompensationszahlungen an Tro-
penwaldländer vorzusehen, die auf die Nutzung ihrer Wäl-
der verzichten; 

— flächendeckende Agroforstprojekte in Asien, Afrika und 
Lateinamerika und zwar insbesondere dort, wo Bevölke-
rungsdruck über Brandrodung, Wanderfeldbau etc. zur 
Vernichtung von Wäldern führt. Zusätzlich soll eine Inten-
sivierung der Nutzung bereits in Anspruch genommener 
landwirtschaftlicher Flächen erfolgen, um über Ertragsstei-
gerungen die Inanspruchnahme weiterer Flächen zu ver-
hindern; 

— den Aufbau von Brennholz- und Nutzholzplantagen sowie 
für eine umweltverträgliche Energieversorgung, um den 
Energiebedarf in der Dritten Welt und die Nutzholzbedarfs-
deckung zu gewährleisten, ohne Tropenwälder nutzen zu 
müssen; 

— die Aufforstung entwaldeter Flächen und die Wiederge

-

winnung versteppter Flächen für die Landwirtschaft und 

— integrierte Regionalerschließungsmaßnahmen unter Ein-
schluß von Handels-, Gewerbe- und Arbeitsplatzförderung 
außerhalb der Tropenwälder. 

3. Der Deutsche Bundestag strebt als wichtigste mittel- und lang-
fristige Maßnahme zur Unterstützung des Stufenplans auf in-
ternationaler Ebene ein Übereinkommen in Form einer Inter-
nationalen Konvention zum Schutz der tropischen Wälder an. 
Dieses Übereinkommen ist Teil einer Gesamtstrategie zum 
Schutz der Erdatmosphäre. Es ist daher nicht ausgeschlossen, 
daß die vorgeschlagenen Maßnahmen zum Schutz der tropi-
schen Wälder in eine Konvention Eingang finden, die darüber 
hinaus Maßnahmen zum Schutz der übrigen Wälder vor-
sieht. 

Das Übereinkommen sollte allgemeinverbindliche Verpflich-
tungen für die Unterzeichnerstaaten enthalten. 

Diejenigen Staaten, die nicht über eigene Tropenwaldvorkom-
men verfügen, sind aufgerufen, ihrer Mitverantwortung für 
den Schutz der tropischen Wälder durch die Unterzeichnung 
des Übereinkommens Ausdruck zu geben und sich zu ver-
pflichten, die Tropenwaldländer durch 

— die Bereitstellung programmgebundener finanzieller Mit-
tel, wenn möglich in Form nicht rückzahlbarer Zu-
schüsse, 
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— umfangreiche Forschungsmaßnahmen und -kooperation 
sowohl in den Tropen- wie in den Industrieländern sowie 
einen intensiven Austausch der Forschungsergebnisse, 

— den Transfer umwelt- und sozialverträglicher Technolo-
gien in den Bereichen Forst- und Landwirtschaft sowie 
Umwelt- und Energietechnik und 

— die anderweitige Bereitstellung von Fachwissen in den Be-
reichen Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Regionalpla-
nung 

zu unterstützen, sowie 

— keine Aktivitäten im eigenen Land, im Rahmen ihrer au-
ßenwirtschaftlichen Beziehungen oder in Tropenwaldlän-
dern durchzuführen oder zu unterstützen, die direkt oder 
indirekt zur Waldzerstörung beitragen. Dabei müssen aller-
dings die Lebensgrundlagen und die verbesserte Grund-
versorgung der Bevölkerung der Tropenwaldländer mit 
dem Ziel ihrer Lebenssicherung gewährleistet werden. 

Weiterhin sollten sich die Industrienationen verpflichten, auf 
der Basis eines dazu parallel angestrebten internationalen 
Übereinkommens ihrerseits umgehend Maßnahmen einzulei-
ten, die geeignet sind, von ihnen ausgehende globale Umwelt-
gefährdungen zu beseitigen. Dies bet rifft vor allem die drasti-
sche Verminderung der energiebedingten Spurengasemissio-
nen. 

Diejenigen Unterzeichnerstaaten, die über Tropenwaldvor-
kommen verfügen, sollten sich dazu verpflichten, 

— ihre Primärwälder weitestmöglich zu erhalten und zu die

-

sem Zweck u. a. verstärkt Schutzgebiete einzurichten, 

— ihre anderen Wälder nachhaltig zu bewirtschaften, 

— Aufforstungs- und Regenerationsmaßnahmen durchzufüh-
ren, damit langfristig neue Sekundärwälder entstehen kön-
nen und 

— die kulturelle Identität und die Lebensräume der indigenen 
Gesellschaften zu schützen. 

Neben diesen allgemeinen Verpflichtungen sollte das Über-
einkommen zur Konkretisierung der Maßnahmen ein Protokoll 
vorsehen und dessen inhaltlichen Rahmen vorgeben. 

Dieses Protokoll soll Rechte und Pflichten der Unterzeichner-
staaten im einzelnen festlegen und dabei insbesondere auch 
Fragen der Finanzierung, der Sanktionsmechanismen und der 
Kontrolle der Vertragsvereinbarungen regeln. 

Zu schaffen ist ein projekt- und programmorientierter interna-
tionaler Treuhandfonds zum Schutz der Tropenwälder, der 
federführend vom Umweltprogramm der Vereinten Nationen 
(UNEP) unter fachlicher Mitwirkung der Ernährungs- und 
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) 
und der Weltbank betreut werden sollte. Dieser Treuhand- 
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fonds sollte über ein Mittelvolumen pro Jahr in Höhe von 
10 Milliarden DM verfügen. 

Soweit andere Finanzierungsmöglichkeiten wie die von der 
Weltbank geplanten Umweltschutzkredite auch für Tropen-
walderhaltungsmaßnahmen genutzt werden können, bleiben 
diese von der Einrichtung eines Tropenwaldfonds unbe-
rührt. 

Mit Verabschiedung des Protokolls sollte der Fonds erstmalig 
durch die Unterzeichnerstaaten der Konvention gefüllt wer-
den. Es bietet sich an, daß die Unterzeichnerstaaten in diesen 
Fonds gemäß dem Schlüssel ihrer Beitragszahlungen für die 
Generalversammlung der Vereinten Nationen einzahlen. Auf-
gabe des Fonds wäre es, überall dort Mittel bereitzustellen, wo 
sektoral oder in bezug auf einzelne Tropenwaldländer keine 
oder eine nicht ausreichende bilaterale Zusammenarbeit statt-
findet. 

Für die Ausschüttung der Mittel sind folgende Mechanismen 
vorzusehen: 

— Einsatz der Treuhandmittel nur im Rahmen der Vorgaben 
eines auf die nachhaltige Nutzung und den Schutz der tro-
pischen Wälder abzielenden nationalen Tropenwald

-

schutzplanes, 

— keine Mittelausschüttung an Tropenwaldländer, die 
gleichzeitig gegenläufige, tropenwaldzerstörende Aktivi-
täten betreiben; 

— gestaffelter Mittelabfluß zur Gewährleistung von Kontroll-
möglichkeiten unter Berücksichtigung der bilateralen Mit-
telzuflüsse in die Tropenwaldländer. 

Der Deutsche Bundestag sieht es weiterhin als notwendig an, 
daß das Protokoll Regelungen bezüglich des Verhaltens der 
Unterzeichnerstaaten gegenüber Nicht-Vertragsparteien trifft. 
Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Protokolls soll 
jede Vertragspartei den Handel von Tropenholz oder aus Tro-
penholz hergestellten Produkten mit einem Nichtunterzeich-
nerstaat des Übereinkommens oder des Protokolls unterbin-
den. Um dieses zu realisieren, haben die Vertragsparteien zu 
ihrem eigenen Schutz gemeinsam entsprechende Regelungen 
zu treffen, wie zum Beispiel eine Kennzeichnung. Dieses Ver-
fahren sollte Bestandteil des Protokolls sein. 

In bezug auf Sanktionsmechanismen gegenüber Unterzeich-
nerstaaten sollte das Protokoll vorsehen, daß Mitglieder, die 
gegen Konventions- oder Protokollvereinbarungen verstoßen, 
wie Nicht-Vertragsparteien behandelt werden. Bei fortwäh-
renden Verstößen sind die Mitglieder sowohl aus dem Proto-
koll wie dem Übereinkommen auszuschließen. Einzelheiten 
dieser Sanktionsmechanismen sind bei der Ausgestaltung des 
Protokolls festzulegen. Weiterhin sollte das Protokoll regeln, 
daß alle zwei Jahre im Rahmen einer internationalen Vertrags-
staatenkonferenz eine Bestandsaufnahme über die bisherigen 
Erfahrungen bei der Umsetzung von Maßnahmen zum Schutz 
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der tropischen Wälder erfolgt. Auf der Basis dieser Erfahrun-
gen sind gegebenenfalls Anpassungen der Maßnahmen an die 
jeweilige Entwicklung vorzusehen. Eine solche Konferenz 
könnte auch über Sanktionen im Falle der Nichteinhaltung 
von Vertragspflichten durch einzelne Mitglieder befinden. 

Zur Kontrolle der getroffenen Vereinbarungen und der damit 
angestrebten Ziele sollte das Protokoll Richtlinien für Maßnah-
men zum Schutz und zur nachhaltigen Nutzung der tropischen 
Wälder vorgeben und zu diesem Zweck eindeutige Begriffsde-
finitionen beinhalten. Insbesondere sind zu definieren: 

— Kriterien der Nachhaltigkeit in Abhängigkeit von regio-
nenspezifischen Bedingungen; 

— Kriterien für den unbedingten Ausschluß von Schutzgebie-
ten aus der Bewirtschaftung, unter besonderer Berücksich-
tigung der von der Internationalen Union zur Erhaltung der 
Natur und der natürlichen Lebensräume (IUCN) erstellten 
Liste der bedrohten, wertvollen Tropenwaldgebiete (C riti-
cal Site Maps); 

— besonders seltene und im Bestand bedrohte Baumarten so-
wie Baumarten, deren Vernichtung den Bestand anderer 
Tier- und Pflanzenarten gefährdet, die unter absoluten 
Schutz gemäß dem Anhang I des Washingtoner Arten-
schutzabkommens zu stellen sind. 

Diese Definitionen sind von den Unterzeichnerstaaten und 
dem Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) unter 
Hinzuziehung anderer UN-Einrichtungen wie der Ernäh-
rungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen (FAO) und der Organisation der Vereinten Nationen für 
Erziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO) festzulegen. 

Um die notwendige Koordination zu gewährleisten, sollte in 
jedem Unterzeichnerland der Konvention, das über eigene 
Tropenwaldvorkommen verfügt, ein Koordinierungsbüro ein-
gerichtet werden. Unter Leitung von Vertretern staatlicher 
Organisationen des Tropenwaldlandes und des Umweltpro-
gramms der Vereinten Nationen (UNEP) sollten unter Mitwir-
kung von Repräsentanten nationaler und internationaler 
Nicht-Regierungsorganisationen sowie bi- und multilateralen 
Geberorganisationen die nationalen Aktivitäten im Rahmen 
der zu erstellenden Tropenwaldschutzpläne überwachen, ko-
ordinieren und vorantreiben. Die Koordinierungsbüros sollten 
gleichzeitig für einen umfassenden Informationsfluß auf natio-
naler Ebene im Hinblick auf Ursachen und Auswirkungen der 
Tropenwaldvernichtung sowie bereits stattfindende oder mög-
liche Maßnahmen zum Schutz der heimischen Tropenwälder 
Sorge tragen. 

Weiterhin ist es zur Unterstützung der Arbeit der nationalen 
Forstbehörden wie auch der einzurichtenden Koordinierungs-
büros notwendig, verstärkt die Fülle der bereits vorhandenen 
Satellitendaten zur Durchführung von Waldinventuren inten-
siv auszuwerten und dafür die notwendigen Kapazitäten in 
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Kooperation mit den Tropenwaldländern zu schaffen. Sollte es 
nicht möglich sein, im Rahmen internationaler Vereinbarun-
gen Zugriff auf vorhandene Satellitendaten zu erlangen, sind 
aus den Mitteln des einzurichtenden Treuhandfonds Pro-
gramme zur satellitengestützten Bestandsermittlung zu finan-
zieren. 

Angesichts der Vorgaben des Stufenplans ergibt sich für die 
Realisierung des Übereinkommens wie des Protokolls folgen-
der Zeitplan: 

Bis Ende des Jahres 1991 muß eine Vorbereitungskonferenz 
zur Ausarbeitung des Rahmenabkommens einberufen wer-
den, um die Verabschiedung des Rahmenabkommens auf der 
UN-Konferenz über Umwelt und Entwicklung im Jahr 1992 
sicherzustellen. Nach Unterzeichnung des Rahmenabkom-
mens sollte dann das Protokoll zum Schutz der tropischen Wäl-
der bis spätestens zum Jahr 1994 ausgearbeitet werden, damit 
die Regelungen spätestens 1996 in Kraft treten können. Bila-
terale oder nationale Anstrengungen und Aktivitäten, die über 
den Regelungsinhalt des Übereinkommens wie des Protokolls 
hinausgehen oder Aktivitäten, die schon jetzt oder vor Ablauf 
der genannten Fristen von Ländern ergriffen werden können, 
bleiben davon unberührt. 

Mit der Einberufung und Durchführung der Vorbereitungs-
konferenz sollte das Umweltprogramm der Vereinten Natio-
nen (UNEP) als federführende Organisation der Vereinten Na-
tionen für den Bereich Umwelt betraut werden. Dabei ist eine 
enge Kooperation mit dem Generaldirektor für Entwicklung 
im Sekretariat der Vereinten Nationen und der maßgeblichen 
UN-Organisation im Bereich der Forst- und Landwirtschaft, 
der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Verein-
ten Nationen (FAO) vorzusehen. Über den Generaldirektor für 
Entwicklung im Sekreta riat der Vereinten Nationen sollte dar-
über hinaus eine fachbezogene Abstimmung mit anderen Ein-
richtungen der Vereinten Nationen wie etwa der Organisation 
der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kul-
tur (UNESCO) und der Internationalen Tropenholz-Organisa-
tion (ITTO) gewährleistet werden. Weiterhin sind Vertreter 
nationaler und internationaler Nicht-Regierungsorganisatio-
nen an der Durchführung der Vorbereitungskonferenz und der 
Ausarbeitung des Abkommens und des Protokolls zu beteili-
gen. 

Der Deutsche Bundestag ersucht die Bundesregierung, nach-
drücklich für die Realisierung dieser Konzeption einer interna-
tionalen Regelung des Tropenwaldschutzes einschließlich des 
genannten Zeitplans auf allen politischen Handlungsebenen 
einzutreten und sich für dessen baldige Realisierung auch im 
Rahmen des Intergouvermentalen Ausschusses über Klimaän-
derungen (IPCC) einzusetzen. 

Für die Ausarbeitung des Protokolls wie des Übereinkommens 
können die Erfahrungen mit dem internationalen Konzept des 
Tropen-Forstwirtschafts-Aktionsplans (TFAP-Konzept) sowie 
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mit den bereits in Angriff genommenen nationalen Tropen-
Forstwirtschafts-Aktionsplänen vieler Tropenwaldländer im 
Hinblick auf das geforderte Schutzkonzept für den Erhalt der 
Tropenwälder ausgewertet werden. 

Das Protokoll soll vorsehen, daß jedes Unterzeichnerland, das 
über Tropenwaldvorkommen verfügt, einen Tropenwald

-

schutzplan konzipiert und verabschiedet, der als Grundlage 
für die bilaterale und internationale Unterstützung dienen soll. 
Ziel dieses Plans soll es sein, die tropischen Wälder zu erhal-
ten. 

Durch die Festschreibung eines Tropenwaldschutzplanes im 
Rahmen des Protokolls wäre eine rechtliche Absicherung und 
eine allgemein verbindliche Übereinkunft gegeben, deren 
Fehlen bisher zu sehr unterschiedlichen nationalen Tropen-
Forstwirtschafts-Aktionsplänen geführt hat. 

Die Bundesregierung wird ersucht, darauf hinzuwirken, daß 
anstelle von bereits bestehenden Tropen-Forstwirtschafts-Ak-
tionsplänen Tropenwaldschutzpläne erarbeitet und verab-
schiedet werden. Alle Zielvorgaben des neuen Instruments 
müssen vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit dem TFAP-
Konzept der Zielrichtung „Erhaltung der tropischen Wälder" 
dienen. 

Es muß sichergestellt werden, daß Tropenwaldschutzpläne 
keine Neuauflagen von Tropen-Forstwirtschafts-Aktionsplä-
nen werden. Die nationalen Tropenwaldschutzpläne haben 
daher die Aufgabe, 

— möglichst große Teile der tropischen Wälder als Primärwäl-
der zu erhalten und zu diesem Zweck unter anderem in 
erheblich größerem Umfang als bisher Schutzgebiete ein-
zurichten, 

— die Mitwirkung der lokalen Bevölkerung und auch die Be-
teiligung indigener Gesellschaften an der Entwicklung na-
tionaler Tropenwaldschutzpläne zu gewährleisten, 

— Aufforstungsmaßnahmen voranzutreiben und 

— ausschließlich nachhaltige Bewirtschaftungsmethoden ein-
zusetzen. 

Bei der verstärkten Einrichtung von Schutzgebieten im Rah-
men von nationalen Tropenwaldschutzplänen sind alle 
Schutzkonzeptionen mit einzubeziehen. Dazu gehören nach 
international eingeführten Definitionen 

— integral geschützte Naturreservate; 

— Nationalparks; 

— bewirtschaftete Naturreservate; 

— Landschaftsschutzgebiete; 

— ethnologische Schutzgebiete; 

— Ressourcenschutzgebiete und 

— bewirtschaftetete Ressourcenschutzgebiete. 
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Dabei ist vor allem die Einrichtung von Biosphären-Reservaten 
im Rahmen des UNESCO-Programms „Mensch und die Bio-
sphäre" und die Einrichtung von Schutzgebieten gemäß der 
Internationalen Konvention zum Schutze des kulturellen und 
natürlichen Welterbes verstärkt zu fördern. 

Die durch Unterschutzstellung von großen Teilen des Primär-
waldes und die Verfolgung nachhaltiger Bewirtschaftungsme-
thoden entstehenden Verluste und zusätzlichen Aufwendun-
gen, sollten den Tropenwaldländern aus Mitteln des schon 
erwähnten Treuhandfonds in angemessenem Umfang ersetzt 
werden. 

4. Im Rahmen ihrer Mitarbeit in den Vereinten Nationen ersucht 
der Deutsche Bundestag die Bundesregierung, darauf hinzu-
wirken, daß die Aktivitäten zum Schutz der tropischen Wälder 
im Rahmen des UN-Systems verstärkt werden. Vor allen Din-
gen muß es darum gehen, 

— die Koordination der bestehenden Aktivitäten zum Schutz 
der tropischen Wälder zu verbessern und zu prüfen, wel-
chen Beitrag die jeweilige Organisation zur Ausarbeitung 
und Umsetzung der Internationalen Konvention zum 
Schutz der tropischen Wälder leisten kann; 

— neue Kriterien für die Mittelvergabe der Finanzierungs-
und Projektdurchführungsorganisationen der Vereinten 
Nationen zu entwickeln, die den ökologischen und sozialen 
Gesichtspunkten bei der Entscheidung über die Mittelver-
gabe großes Gewicht beimessen; 

— bestehende Lücken in der Tätigkeit der Vereinten Natio-
nen zu schließen und 

— die Aktivitäten aller Einrichtungen der Vereinten Nationen 
sowie aller Mitgliedstaaten dahin gehend zu überprüfen, 
ob von ihnen den Tropenwald zerstörende Einflüsse ausge-
hen. Bereits erkannte negative Einflüsse, die zur Tropen-
waldvernichtung unmittelbar oder mittelbar beitragen oder 
beigetragen haben, müssen umgehend beseitigt werden. 
Diese Forderungen richten sich insbesondere an Projekt-
durchführungsorganisationen wie die Weltbank, das Ent-
wicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) und 
die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Ver-
einten Nationen (FAO). 

Außerdem sollten die Projektdurchführungsorganisationen 
der Vereinten Nationen verstärkt Programme und Fördermaß-
nahmen mit Schwerpunkten in den Bereichen Landwirtschaft, 
Brenn- und Nutzholz für die Bevölkerung und bevölkerungs-
politische Maßnahmen als integ rierte Entwicklungshilfepro-
jekte entwickeln und durchführen. 

Weiterhin sollten die Internationalen Regierungsorganisatio-
nen unter dem Dach der Vereinten Nationen die Rahmenbe-
dingungen für den Einsatz von innovativen Technologien in 
Entwicklungsländer verbessern und prüfen, ob sie zur Erhal- 
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tung der tropischen Wälder beitragen können. Besondere Ak-
zente müssen dabei im Bereich des Transfers von umwelt-
freundlichen Technologien in Länder der Dritten Welt, ein-
schließlich der Behandlung von handelspoli tischen Hemmnis-
sen und der finanziellen Implikationen gesetzt werden. Zu-
gang und Beteiligung der Entwicklungsländer an der Erfor-
schung und Weiterentwicklung von umweltfreundlichen 
Technologien müssen verbessert und gesichert werden. Auch 
müssen die Kapazitäten der Dritten Welt zur Bewertung von 
Technologien gestärkt werden. 

In diesem Zusammenhang kommt den Vereinten Nationen 
eine Koordinationsfunktion zu. Die Wahrnehmung dieser 
Funktion setzt voraus, daß die verschiedenen Organisationen 
der Vereinten Nationen wirkungsvoll eingesetzt werden kön-
nen. Neben dem Intergouvernementalen Ausschuß über Kli-
maänderungen (IPCC), dem Umweltprogramm der Vereinten 
Nationen (UNEP) und der Weltorganisation für Meteorologie 
(WMO) — allesamt Institutionen, denen eine Schlüsselrolle für 
globale Umweltfragen, insbesondere auch für die Klimadis-
kussion, einzuräumen ist — kommt dem Generaldirektor für 
Entwicklung und internationale wirtschaftliche Zusammenar-
beit als koordinierende Stelle des UN-Systems für sozioökono-
mische Fragen eine besondere Bedeutung zu. 

Als weitere Institu tion ist das Wissenschafts- und Technologie-
zentrum der Vereinten Nationen (UNCSTD) zu nennen, das 
dem Generaldirektorat unmittelbar zugeordnet ist und als zen-
trale Institution für Technologiebewertung innerhalb des UN-
Systems gilt. Diese und andere nicht genannte Einrichtungen 
des UN-Systems sind aufgerufen, Strategien zur Auseinander-
setzung mit globalen Umweltproblemen zu entwickeln und 
diese in einer konzertierten internationalen Aktion unter Be-
rücksichtigung der spezifischen Interessen der Dritten Welt 
umzusetzen. 

Bezogen auf einzelne UN-Einrichtungen ergeben sich fol-
gende Forderungen: 

— Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, in der nächsten UN

-

Generalversammlung eine Resolu tion herbeizuführen, die 
dem Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) das 
Mandat für die Vorbereitung und Durchführung der Vorberei-
tungskonferenz zur Ausarbeitung der Internationalen Konven-
tion zum Schutz der tropischen Wälder erteilt. Diese Resolu tion 
soll auch die Aufgabenverteilung für die anderen UN-Einrich-
tungen, die ebenfalls mit der Vorbereitung, Ausarbeitung und 
Durchführung der internationalen Konvention zu befassen 
sind, regeln. 

Da UNEP für die Erfüllung des Mandats zusätzliche Aufwen-
dungen etwa zur Einrichtung eines Sekreta riats zu leisten ha-
ben und darüber hinaus in der Zukunft angesichts immer grö-
ßerer globaler Umweltprobleme eine zunehmende Bedeutung 
erhalten wird, sollte die Bundesregierung für eine weitere per- 
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sonelle und finanzielle Stärkung des Umweltprogramms ein-
treten. 

In diesem Zusammenhang sollte die Bundesregierung prüfen, 
welche Möglichkeiten bestehen, den jetzigen Status von 
UNEP um die Kompetenzen einer UN-Sonderorganisation für 
den Bereich Umwelt zu erweitern. Die Bundesregierung wird 
aufgefordert, diesen Prüfungsbericht rechtzeitig vor der 1992 
stattfindenden UN-Konferenz über Umwelt und Entwicklung 
vorzulegen. 

Darüber hinaus sollte sich die Bundesregierung in den Haupt-
organen der Vereinten Nationen, vor allem der Generalver-
sammlung, dem Wirtschafts- und Sozialrat (ECOSOC) und 
dem Sicherheitsrat darum bemühen, die Voraussetzungen für 
die Aufnahme von Verhandlungen über die Gründung eines 
UN-Umweltrates zu schaffen. Dieser UN-Umweltrat sollte 
ebenfalls Verhandlungsgegenstand der 1992 stattfindenden 
Umweltkonferenz sein. 

— Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Verein-
ten Nationen (FAO) 

Die Bundesregierung sollte sich in der FAO dafür einsetzen, 
daß diese UN-Organisation der Vereinten Nationen ihre beste-
henden Kontakte zu den nationalen Behörden der Tropen-
waldländer, die mit tropischen Wäldern befaßt sind, dahin 
gehend intensiviert, daß die von den Tropenwaldländern be-
reits erstellten bzw. in der Planung befindlichen oder bean-
tragten Tropen-Forstwirtschafts-Aktionspläne entsprechend 
den oben genannten Forderungen durch Tropenwaldschutz-
pläne ersetzt werden. 

Weiterhin sollte die Bundesregierung sich dafür einsetzen, daß 
die bisher schon unzureichende personelle und finanzielle 
Ausstattung der Forstabteilung der FAO entsprechend dieser 
Aufgabenstellung verbessert wird. Notwendig ist die Einrich-
tung eines Unterstützungsprojekts, das folgende Aufgaben er-
füllen müßte: 

— Unterstützung bei der Ausarbeitung der nationalen Pläne 
mit dem Ziel, die nationalen Kapazitäten zu erweitern und 
interdisziplinär zu koordinieren; 

— Unterstützung bei der Einrichtung der zu schaffenden Ko-
ordinierungsbüros in den Tropenwaldländern, 

— Unterstützung der Projektvorbereitung durch Bereitstel-
lung von Fachwissen bei der Projektformulierung; 

— Stärkung der nationalen Forstbehörden in den Tropen-
waldländern; 

— Unterstützung bei der Projektausführung und -umsetzung 
selbst. 

Das Unterstützungsprojekt sollte seiner Funktion angemessen 
ausgestattet werden. 



Drucksache 11/8009 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

— Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wis-
senschaft und Kultur (UNESCO) 

Die Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wis-
senschaft und Kultur (UNESCO) als federführende Organisa-
tion für Bildungsfragen in den Vereinten Nationen sollte ihre 
Möglichkeiten zur Ausbreitung eines umweltpolitischen Be-
wußtseins, das vor allem auch den Schutz der tropischen Wäl-
der umschließt, in den Entwicklungsländern aber auch in den 
Industrieländern voll ausnutzen. Die Bundesregierung wird 
daher ersucht, UNESCO-Programme und Projekte herbeizu-
führen, die zur Umsetzung natur- und kulturwissenschaftli-
cher Grundlagen sowie politischer Handlungserfordernisse in 
bewußtseinsbildende Maßnahmen vor Ort dienen. Hierfür ist 
es erforderlich, daß sowohl personelle wie auch finanzielle 
Mittel bereitgestellt werden. 

Die Bundesregierung sollte außerdem darauf hinwirken, daß 
die Tropenforstforschung der UNESCO erheblich intensiviert 
wird. Weiterhin regt der Deutsche Bundestag an, daß unter 
Schirmherrschaft der UNESCO internationale Kulturveran-
staltungen sowie weitere medienwirksame Aktionen zum 
Schutz der tropischen Wälder organisiert werden. 

— Weltbank 

Die Bundesregierung sollte darauf hinwirken, daß die Welt-
bank bei der Ausarbeitung der Konvention und der Erstellung 
nationaler Tropenwaldschutzpläne sowohl die Tropenwald-
länder als auch das UNEP und die FAO fachlich in Finanzie-
rungsfragen berät. 

Außerdem sollte sich die Bundesregierung in der Weltbank 
dafür einsetzen, daß die Erfordernisse des Umweltschutzes 
größeres Durchsetzungspotential erhalten. Sie sollte in den 
zuständigen Gremien entweder vorschlagen, daß die Umwelt-
abteilung der Weltbank und die regionalen Umweltreferate 
personell gestärkt werden und mehr Kompetenzen erhalten 
oder aber die Einrichtung einer Hauptabteilung für Umwelt 
fordern, die von einem leitenden Vizepräsidenten (Senior Vice 
President) zu führen wäre und direkt dem Weltbankpräsiden-
ten unterstehen sollte. 

— Internationale Tropenholz-Organisation (ITTO) 

Die Bundesregierung sollte darauf hinwirken, daß die ITTO im 
Rahmen der Ausarbeitung einer Internationalen Konvention 
zum Schutz der tropischen Wälder bis zur Vorbereitungskon-
ferenz im Jahr 1991 praktikable Vorschläge für eine Regelung 
zur Unterscheidung von nachhaltig und nicht nachhaltig er-
zeugten Produkten aus Tropenholz (wie z. B. eine Kennzeich-
nung) vorlegt. Diese Vorschläge sollten mit dem UNEP und der 
FAO abgestimmt werden. 

Weiterhin sollte die Bundesregierung durch ihre Mitarbeit in 
den Gremien der ITTO bewirken, daß das Rohstoffabkommen 
eine stärkere ökologische Orientierung erhält und die in der 
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ITTO mitarbeitenden Nicht-Regierungsorganisationen ent-
sprechend unterstützen. 

— Allgemeines Zoll- und Handelsabkommen (GATT) 

Die Bundesregierung sollte sich im Rahmen des Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommens (GATT) wie auch im Rahmen 
der UNCTAD dafür einsetzen, daß umfassende Verhandlun-
gen über die Einführung sozialer und umweltgerechter Min-
deststandards aufgenommen werden. Dabei muß sicherge-
stellt werden, daß den Entwicklungsländern Marktzugangs-
chancen eröffnet werden. 

5. Die Bundesregierung sollte darauf drängen, daß die in Gang 
befindlichen Anstrengungen, die Verschuldungsprobleme der 
Dritten Welt abzubauen, weiter verstärkt und zu konkreten 
Lösungen geführt werden. 

Die Bundesregierung sollte im Einzelfall Schuldenerleichte-
rungen vorschlagen, die sowohl die Tilgungs- wie auch Zins-
zahlungen umfassen. Sodann sollten Gläubiger und Schuldner 
jeweils in bezug auf die Verschuldungsprobleme eines Landes 
konkret in Entschuldungsverhandlungen eintreten. Diese Ent-
schuldungsverhandlungen sollten in die finanzpolitischen Sta-
bilisierungsbemühungen des entsprechenden Landes einge-
bunden werden. 

Weitere Voraussetzung für ein Gelingen der Entschuldungs-
verhandlungen ist es, daß auch die P rivatbanken, bei denen 
das entsprechende Land verschuldet ist, an den Entschul-
dungsverhandlungen teilnehmen. In Einzelfallprüfungen 
sollte dann die bestmögliche Entschuldungsstrategie für Gläu-
biger und Schuldner entwickelt werden. Die Bundesregierung 
sollte dabei Schuldenerleichterungen bis hin zum Schuldener-
laß für die ärmsten Länder mit Gegenleistungen auf dem Ge-
biet des Umweltschutzes in Betracht ziehen. 

6. Auf EG-Ebene sieht es der Deutsche Bundestag zunächst als 
notwendig an, daß die Europäischen Gemeinschaften (EG) in 
weitaus größerem Umfang als bisher Maßnahmen zum Schutz 
der tropischen Wälder ergreifen. Dabei handelt es sich einer-
seits um Initiativen auf internationaler Ebene, andererseits um 
Maßnahmen auf EG-Ebene und die Unterstützung bilateraler 
und nationaler Maßnahmen von seiten der EG-Mitgliedsstaa-
ten. 

7. Die EG hat aufgrund ihrer zunehmenden internationalen Be-
deutung eine besondere Verantwortung für den Schutz der 
tropischen Wälder. Der Deutsche Bundestag sieht es daher als 
dringend erforderlich an, daß die vorgenannten internationa-
len Maßnahmen von der EG nachdrücklich unterstützt und 
vorangetrieben werden. 

Insbesondere sollte sich die EG im Rahmen ihrer bestehenden 
Beziehungen mit den Entwicklungsländern für die Verab-
schiedung der Internationalen Konvention zum Schutz der tro-
pischen Wälder einsetzen. Diese steht im Zusammenhang mit 
einer Gesamtstrategie zum Schutz der Erdatmosphäre. Im 
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Rahmen des Lomé-Abkommens und der zu stärkenden Asso-
ziierungsabkommen mit Staaten Lateinamerikas und Asiens 
sollte die EG entsprechend der Internationalen Konvention 
zum Schutz der tropischen Wälder vor allem ihre Bereitschaft 
erklären; die Tropenwaldländer durch 

— die Bereitstellung finanzieller Mittel (wenn möglich, in 
Form nicht rückzahlbarer Zuschüsse), 

— integrierte Entwicklungshilfe-, Landwirtschafts- und Agro-
forstprojekte, Brennholz- und Nutzholzprojekte, Familien-
planungsprogramme, 

— den Transfer umwelt- und sozialverträglicher Technolo-
gien in den Bereichen Forst- und Landwirtschaft sowie 
Umwelt- und Energietechnik und 

— die anderweitige Bereitstellung von Fachwissen (Forstbe-
ratung etc.)  

in großem Umfang zu unterstützen. 

8. Weiterhin sollte sich die EG im Rahmen der Vereinten Natio-
nen, des kommenden Wirtschaftsgipfels und der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
mit Nachdruck für eine schnelle Verabschiedung der Interna-
tionalen Konvention zum Schutz der tropischen Wälder einset-
zen. 

Die Bundesregierung wird daher ersucht, in der nächsten Sit-
zung des Europäischen Rates mit Nachdruck darauf hinzuwir-
ken,. daß die EG für eine baldige Verabschiedung der Interna-
tionalen Konvention zum Schutz der tropischen Wälder sowie 
möglichst zügige Anschlußverhandlungen über das entspre-
chende Protokoll eintritt und im Rahmen des folgenden Gipfels 
inhaltliche Konkretisierungen der Konvention erörtert. Dies 
bedingt auch, daß die EG im Rahmen der Vorbereitungsgre-
mien für eine solche Konvention intensiv mitwirkt und diese 
Gremien personell, finanziell und technisch nachhaltig unter-
stützt. 

9. Die Bundesregierung wird darüber hinaus ersucht, sich mit 
allem Nachdruck dafür einzusetzen, daß die EG eine sofortige 
Prüfung der Frage in die Wege leitet, in welchem Umfang 
internationale Initiativen 

— zur Stärkung der Tätigkeit der Vereinten Nationen zum 
Schutz tropischer Wälder, 

— zum Abbau der Verschuldungsprobleme der Tropenwald-
länder und 

— zur Verbesserung der Marktverhältnisse für Produkte aus 
tropischen Ländern 

möglichst schnell in die Wege geleitet werden können oder 
welche vorhandenen Initiativen sie in welcher Form weitest-
gehend unterstützen können. 

Die Bundesregierung wird weiterhin ersucht, darauf hinzuwir

-

ken, daß sich die EG und ihre Mitgliedsstaaten gegenüber den 
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Regierungen der Tropenwaldländer und der UN-Menschen-
rechtskommission für die Wahrung der Menschenrechte indi-
gener Gesellschaften einsetzen. 

Bis zur UN-Konferenz über Umwelt und Entwicklung im Jahr 
1992 ist auf der Basis dieser Prüfung ein detail liertes Maßnah-
menkonzept zum Schutz der tropischen Wälder vorzulegen. 

10. Weiterhin schlägt der Deutsche Bundestag vor, daß die EG und 
ihre Mitgliedsstaaten im Rahmen der Mitarbeit in Internatio-
nalen Regierungsorganisationen insbesondere der Weltbank 
und des Internationalen Währungsfonds darauf hinwirken, 
daß diese Organisationen nur noch umweltverträgliche Inve-
stitionsentscheidungen treffen. 

11. Auf EG-Ebene ist es notwendig, die absolute Mittelvergabe für 
Maßnahmen zum Schutz der tropischen Wälder bedeutend zu 
erweitern. 

Der Deutsche Bundestag sieht es als erforderlich an, daß die 
EG-Mitgliedsstaaten neben ihren nationalen Aufwendungen 
für Maßnahmen zum Schutz der tropischen Wälder oder ihren 
etwaigen Beitrag zum Sofortprogramm der EG zusätzlich 
—über bestehende Zusagen im Rahmen von Lomé IV oder 
anderen Assozierungsabkommen hinausgehend — in einem 
zeitlich gestaffelten Stufenplan ab 1992 Mittel in Höhe von 
100 Millionen ECU, ab 1994 in Höhe von 500 und ab 1996 in 
Höhe von 1 Milliarde ECU zur Verfügung stellen. Diese Mittel 
sollten regional ausgewogen und der jeweiligen Problemlage 
entsprechend verteilt werden. 

Die von der EG eingesetzten Mittel sollten in Abstimmung mit 
der bilateralen Förderung durch die Mitgliedsländer schwer-
punktmäßig dort eingesetzt werden, wo die bilaterale Zusam-
menarbeit Lücken läßt. Unter Berücksichtigung dessen bietet 
es sich für die EG nach bisherigen Erfahrungen vor allem 
an, 

— direkte Waldschutzprogramme, 

— unmittelbare Natursanierungsmaßnahmen, 

— Aufforstungsprojekte, 

— Programme zur Bekämpfung der Desertifikation, 

— Programme zur Sicherung von Wassereinzugsgebieten 
und 

— kleinbäuerliche Projekte, die am Tropenwaldschutzgedan-
ken orientiert sind, 

zu fördern. 

Diese Vorgaben sind bis 1992 durch neu zu erarbeitende Leit-
linien zu konkretisieren. In diesem Zusammenhang ist es erfor-
derlich, daß die EG-Kommission ihre Vergabekriterien für lau-
fende und geplante Projekte bis 1992 so ausrichtet, daß die 
Umweltverträglichkeit der Projekte sichergestellt ist und die 
Vorhaben sich erheblich stärker am Tropenwaldschutz orien-
tieren. Weiterhin soll die EG-Kommission gewährleisten, daß 
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auf EG-Ebene nur noch umweltverträgliche Investitionsent-
scheidungen getroffen werden. 

Aufgabe der EG-Kommission ist es, die Vergabekriterien für 
laufende und geplante Projekte hinsichtlich ihrer Relevanz für 
Tropenwälder zu überprüfen und gegebenenfalls neu zu fas-
sen. 

12. Parallel zu diesen Maßnahmen zum Schutz der tropischen 
Wälder sollte die EG auch Maßnahmen beschließen, die ihrer 
Bedeutung und Verantwortung für weitere globale Umwelt-
probleme entsprechen. 

Die Glaubwürdigkeit der Forderung der Industrieländer an die 
Tropenwaldländer, Maßnahmen zum Schutz der tropischen 
Wälder zu ergreifen, erfordert darüber hinaus, daß die EG

-

Mitgliedsstaaten selbst auch verstärkt Eigenanstrengungen 
zum Schutz heimischer Wälder unternehmen. 

Der Deutsche Bundestag hält es daher für notwendig, daß sich 
die Bundesregierung auf EG-Ebene für eine Initiative zu um-
fangreichen Waldschutz- und Wiederaufforstungsprogram-
men in Europa selbst einsetzt. Dies würde verdeutlichen, daß 
die EG nicht einseitig Forderungen gegenüber den Tropen-
waldländern erhebt, sondern auch eigene Anstrengungen un-
ternimmt, um die globale Gefährdung des Klimas zu stop-
pen. 

13. Sowohl die noch zu entwickelnde EG-Strategie zum Schutz 
der tropischen Wälder wie auch die Forstmaßnahmen, die in 
der EG selbst greifen sollen, sollten in dem Nachfolgepro-
gramm des 1992 auslaufenden 4. Umweltaktionsprogramms 
der EG festgeschrieben werden. 

14. Auf nationaler Ebene hält der Deutsche Bundestag Maßnah-
men der Bundesrepublik Deutschland zum Schutz der tropi-
schen Wälder in folgenden Bereichen für notwendig: 

— Erweiterung der Programm- und Projektarbeit im Rahmen 
nationaler Tropenwaldschutzpläne; 

— Umweltverträglichkeit allen zwischenstaatlichen Han-
delns; 

— Bereitstellung neuen Kapitals und 

— Schuldenerleichterungen für Tropenwaldländer. 

15. Die Programm- und Projektarbeit der Bundesrepublik 
Deutschland auf bilateraler Ebene muß im Rahmen nationaler 
Tropenwaldschutzpläne erheblich erweitert und verbessert 
werden. Die Bundesregierung sollte bei ihrer Entwicklungszu-
sammenarbeit speziell in folgenden Bereichen Schwerpunkte 
setzen: 

— Erhöhung des Mitteleinsatzes für die Einrichtung von 
Schutzgebieten zur Erhaltung möglichst großer Teile der 
tropischen Wälder als Primärwälder, wobei die Bundesre-
gierung sich verstärkt für die Ausweisung von Biosphären

-

Reservaten und Schutzgebieten mit dem Status des „Welt- 
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kultur- und Naturerbes" der Organisation der Verein-
ten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur 
(UNESCO) einsetzen und zusammen mit Tropenwaldlän-
dern modellhafte Partnerprojekte durchführen sollte; 

— verstärkte Durchführung von integ rierten Aufforstungs-
und Regenerationsmaßnahmen unter bevorzugtem Einsatz 
heimischer Arten; 

— Förderung von Maßnahmen zur Bekämpfung der Ursachen 
der Armut und zur Hebung des Lebensstandards, die ge-
eignet sind, in bestimmten Regionen den von der Bevölke-
rung ausgehenden Druck auf die tropischen Wälder zu ver-
mindern, und daher zum Ressourcenschutz beitragen. 
Schwerpunkte sind zu setzen bei der intensiven Förderung 
von Programmen und Projekten zur Umsetzung nachhalti-
ger Bewirtschaftungsmethoden in der Agrarentwicklung 
durch Maßnahmen zur Produktionssteigerung und Flä-
chenstabilisierung durch ökologischen Mischanbau, insbe-
sondere der Agroforstwirtschaft und des integ rierten Land-
baus sowie bei der Förderung der kleinbäuerlichen Land-
wirtschaft einschließlich kooperativer Produktions- und 
Vermarktungsstrategien; 

— Durchführung von Projekten und Programmen zur Siche-
rung des Brennholz-, Brennstoff- und Nutzholzbedarfs 
ohne zerstörerische Eingriffe in die tropischen Wälder ins-
besondere in den trockenen Tropen und den dicht besie-
delten Bereichen der Feuchttropen; 

— Projekte und Programme zur Entwicklung und Marktein-
führung von angepaßten Technologien für rationellere 
Energienutzung und für den Einsatz regenerativer Energie-
quellen; 

— Förderung von Maßnahmen, die dazu geeignet sind, in 
Ländern mit hohem Bevölkerungswachstum zur Verringe-
rung der Geburtenraten beizutragen; 

— Förderung von Gemeinschaftsprojekten mehrerer Tropen-
waldländer einer Region zur Intensivierung des Erfah-
rungsaustauschs und der Kooperation; 

— Unterstützung der berechtigten Belange u. a. der Land-
rechte einheimischer Volksgruppen und Förderung von 
Programmen und Projekten, die das Ziel verfolgen, die Si-
tuation und den Schutz Indigener zu verbessern. Dazu ge-
hören insbesondere die technische Unterstützung bei der 
Vermessung und Kartierung von Wald- und Sammelreser-
vaten zum Schutz überlieferter und ökologisch verträgli-
cher Nutzungsformen; die Förderung von Ausbildungs-
programmen in Absprache mit den von den Indigenen Ge-
sellschaften autorisierten Interessenvertretern sowie Pro-
gramme und Projekte zur Verbesserung der Gesundheits-
versorgung. 

Bei der Planung der Programme und Projekte sollte die Bun

-

desregierung dafür Sorge tragen, daß diese den spezifischen 
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Erfordernissen des jeweiligen Standorts entsprechend ausge-
legt sind und dabei die schützenswerten Interessen der Indi-
genen Gesellschaften berücksichtigt werden. 

Außerdem wird die Bundesregierung ersucht, die Vorausset-
zungen dafür zu schaffen, daß Projekt- und Programmvor-
schläge nationaler und internationaler Nicht-Regierungsorga-
nisationen aus den Tropenwaldländern und den Industrielän-
dern bei der Förderung durch das Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit verstärkt Berücksichtigung fin-
den. 

Die Bundesregierung sollte gleichzei tig auf allen Ebenen dar-
auf hinwirken, daß andere bilaterale und multilaterale Geber 
ebenfalls nach diesen Grundsätzen verfahren. 

16. Der Deutsche Bundestag ersucht die Bundesregierung weiter-
hin, die bilaterale Zusammenarbeit der Bundesrepublik 
Deutschland mit den Tropenwaldländern wie überhaupt mit 
allen Entwicklungsländern in beispielhafter Art  und Weise in 
allen Bereichen umweltverträglich zu gestalten und unter Aus-
schöpfung der rechtlichen Möglichkeiten auf die entspre-
chende Ausgestaltung der kommerziellen Handelsbeziehun-
gen hinzuwirken. 

Insbesondere sollte die Bundesregierung 

— das bisherige Konzept der Umweltverträglichkeitsprüfung 
im Rahmen einer ständigen Überprüfung jeweils den aktu-
ellen Erfordernissen entsprechend den formulierten Ziel-
setzungen des Tropenwaldschutzes anpassen; 

— darauf hinwirken, daß spätestens zum Zeitpunkt des In-
krafttretens der Internationalen Konvention zum Schutz der 
tropischen Wälder alle tropenwaldrelevanten Vorhaben, 
die direkt oder indirekt zur Waldzerstörung beitragen 
könnten, einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterzogen 
werden; 

— im Dialog mit den Tropenwaldländern grundsätzlich Pro-
jekte und Projektalternativen entwickeln, die insbesondere 
Umweltverträglichkeitsprüfungen standhalten; 

— die Voraussetzungen dafür schaffen, daß umweltverträgli-
che Technologien gemäß dem Stand der Technik transfe-
riert werden und hierfür Unterstützung geleistet wird. Zu 
diesem Zweck soll sie in Kürze Verhandlungen mit den 
Dachverbänden der Indust rie, des Handwerks und der Ge-
werkschaften aufnehmen, um bis zur Verabschiedung der 
Konvention zum Schutz der tropischen Wälder, spätestens 
bis zum Jahr 1993 eine Selbstverpflichtung zu vereinbaren. 
Für den Fall, daß eine Selbstverpflichtung nicht bis zum 
vorgegebenen Zeitpunkt abgegeben worden ist, wird die 
Bundesregierung gebeten, dem Deutschen Bundestag bis 
zum 1. Januar 1994 Vorschläge für Maßnahmen zu unter-
breiten, die im Einklang mit marktwirtschaftlichen Mecha-
nismen einen möglichst weitreichenden umweltverträgli-
chen Technologietransfer gewährleisten. 
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Darüber hinaus soll die Bundesregierung sich in ihren bilate-
ralen und internationalen Kontakten insbesondere auf EG-
Ebene für eine entsprechende Vorgehensweise anderer Indu-
strieländer einsetzen. 

17. Unabhängig von Maßnahmen zur Eindämmung der Verschul-
dungsproblematik ersucht der Deutsche Bundestag die  Bun-
desregierung, den gegenwärtigen realen Mittelumfang von 
250 Millionen DM jährlich zur Umsetzung von Projekten und 
Programmen im Rahmen nationaler Tropenwaldschutzpläne, 
der auch von 1991 bis 1993 bereitzustellen ist, ab dem Jahr 
1994 zu verdoppeln. Diese Mittel der Entwicklungszusammen-
sollen wirksame Anreize für zielgerichtete Maßnahmen zur 
Tropenwalderhaltung geben. 

Der Abfluß der Mittel ist an die Bedingung zu knüpfen, daß die 
bereits bestehenden oder in Planung befindlichen Tropen-
Forstwirtschafts-Aktionspläne gemäß den vorgenannten For-
derungen in Tropenwaldschutzpläne übergeführt werden 
oder die zu fördernden Aktivitäten von vornherein in Tropen-
waldschutzpläne integriert sind. 

Ist diese Bedingung erfüllt, so sollten bei der Entscheidung 
über den Abfluß der bereitgestellten Mittel folgende Grund-
sätze angewendet werden: 

— Um die Verschuldungsprobleme vieler Tropenwaldländer 
nicht weiter zu verschärfen, sollte Kapital in größerem Aus-
maß als bisher in Form nicht rückzahlbarer Zuschüsse auch 
für Tropenwaldländer, die nicht zur Gruppe der ärmsten 
Entwicklungsländer gehören, bereitgestellt werden. 

— Erforderlich ist eine Absprache über die Förderaktivitäten 
mit anderen nationalen und internationalen Gebern, damit 
zum einen Überschneidungen vermieden werden können 
und zum anderen im Bedarfsfall eine Zusammenarbeit bei 
bestimmten Projekten oder Programmen vereinbart wer-
den kann. 

— Gefördert werden sollten vor allem Maßnahmen, die im 
Rahmen eines integrierten Entwicklungskonzeptes geplant 
wurden, das auf eine nachhaltige Nutzung der Ressourcen 
mit der Zielsetzung des Walderhaltes ausgerichtet ist. 

— Der Mittelabfluß sollte gestaffelt erfolgen und daran ge-
bunden werden, daß Überprüfungen der geförderten Pro-
gramme und Projekte, die in regelmäßigen Abständen vor-
zunehmen sind, zu dem Ergebnis kommen, daß die ange-
strebten Ziele erreicht werden können. 

— In den Tropenwaldländern sind die Voraussetzungen für 
den gezielten Mitteleinsatz zu verbessern. 

Die Bundesregierung sollte gleichzeitig auf allen Ebenen dar-
auf hinwirken, daß andere bilaterale und multilaterale Geber 
insbesondere die EG und ihre Mitgliedstaaten ebenfalls nach 
diesen Grundsätzen verfahren. 
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18. Unbeschadet der Notwendigkeit, die Verschuldungsprobleme 
der Dritten Welt abzubauen, sollte die Bundesregierung spe-
ziell gegenüber den Tropenwaldländern ihre bisherigen An-
strengungen auf dem Gebiet des Erlasses von Schulden weiter 
ausbauen. Dabei sind Schuldenerlasse unter anderem an die 
Bedingung zu knüpfen, daß das betreffende Land durch sein 
Verhalten (etwa administrative, legislative oder soziale Maß-
nahmen der Tropenwalderhaltung im Land selbst oder die 
Mitwirkung bei der Ausarbeitung einer Internationalen Kon-
vention zum Schutz der tropischen Wälder bzw. deren Ratifi-
zierung) deutlich erkennen läßt, daß der Schutz der tropischen 
Wälder einen Schwerpunkt seiner Aktivitäten darstellt. 

Ebenso unerläßlich ist es, daß das betreffende Land eigene 
Anstrengungen zur Überwindung seiner Wirtschaftsprobleme 
und zur Sicherung einer dauerhaften Entwicklung unter-
nimmt. 

19. Der Deutsche Bundestag stimmt den Forschungsempfehlun-
gen der Enquete-Kommission zu den Bereichen „Größe und 
Entwicklung der Tropenwaldbestände", „Tropenökologie", 
„Tropenwald und Klima" , „Umwelt- und sozialverträgliche 
Landnutzung" und „Ökonomische Bewertung" voll inhaltlich 
zu und ersucht die Bundesregierung, durch ein entsprechen-
des Forschungsprogramm für eine zügige Umsetzung Sorge zu 
tragen. 

20. Die Bundesregierung wird ersucht, dem Deutschen Bundestag 
— beginnend ab dem 1. März 1991 — alle zwei Jahre einen 
Bericht über ihre laufenden Aktivitäten zur Tropenwalderhal-
tung und zum Stand der Umsetzung der oben genannten Maß-
nahmen auf internationaler, EG-weiter und nationaler Ebene 
und darüber hinaus über die Entwicklung auf dem Gebiet des 
Schutzes der tropischen Wälder insgesamt zuzuleiten. Diese 
Berichte sollen auch darüber Aufschluß geben, ob und inwie-
weit die von der Enquete-Kommission unterbreiteten For-
schungsempfehlungen, durch die Bundesregierung realisiert 
wurden. 

Bonn, den 19. September 1990 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Dr. Göhner 

Vorsitzender 

Schmidbauer 

Berichterstatter 

Frau Dr. Hartenstein Frau Dr. Segall Dr. Knabe 
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Bericht der Abgeordneten Schmidbauer, Frau Dr. Hartenstein, Frau Dr. Segall 
und Dr. Knabe 

I. 

Der Bericht wurde dem Ausschuß für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit in der 216. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 22. Juni 1990 federfüh-
rend und dem Ausschuß für Wirtschaft, dem Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, dem Aus-
schuß für Forschung und Technologie und dem Aus-
schuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit zur Mitbe-
ratung überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Bericht in seiner 
Sitzung am 6. September 1990 beraten und beschlos-
sen, diesen einstimmig zur Kenntnis zu nehmen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat den Bericht in seiner Sitzung am 12. Sep-
tember 1990 beraten und diesen einvernehmlich zur 
Kenntnis genommen. 

Der Ausschuß für Forschung, Technologie und Tech-
nikfolgenabschätzung hat den Bericht in seiner Sit-
zung am 12. September 1990 beraten und diesen Be-
richt einstimmig begrüßt; er unterstützt die darin fest-
gestellten Forschungserfordernisse insbesondere auf 
den Seiten 29 bis 31. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit hat 
den Bericht in seiner Sitzung am 12. September 1990 
beraten und diesen, bei Abwesenheit der Fraktion 
DIE GRÜNEN, zur Kenntnis genommen. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit hat den Bericht in der 84. Sitzung am 
12. September 1990 und in der 85. Sitzung am 
19. September 1990 beraten; in dieser Sitzung er-
folgte die Beschlußfassung. 

II.  

In der 84. Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit legten die Koalitions-
fraktionen einen umfangreichen Antrag für eine Be-
schlußempfehlung an den Deutschen Bundestag vor 
(s. Beschlußempfehlung). Hierin seien die wesentli-
chen Problemfelder und Maßnahmenvorschläge dar-
gelegt worden. Dabei sei davon ausgegangen wor-
den, daß nunmehr auf dieser Grundlage eine ab-
schließende Behandlung im Ausschuß erfolgen könne 
und möglich sein werde. Die Grundsatzdebatte solle 
dann im Plenum des Deutschen Bundestages erfol-
gen. Es sei wichtig, daß der gesamte Vorgang auch 
und insbesondere wegen seiner überragenden ökolo-
gischen Bedeutung rasch an die Öffentlichkeit ge-
lange. In der Öffentlichkeit könne dann die Diskus-
sion weiter darüber geführt werden, wo die jeweiligen 
Unterschiede in den Positionen liegen würden und 
welche Gründe dafür geltend gemacht werden. Es sei 

aber nicht sinnvoll, die bereits in der Enquete-Kom-
mission geführte Debatte hier im Ausschuß noch ein-
mal zu wiederholen. Es sei wichtig, festzustellen, daß 
man in den großen Bereichen mehrheitlich überein-
stimme, es sei dementsprechend sinnvoll, in den Be-
richt aufzunehmen, wo ein Dissens bestehe und die 
vertretenen Positionen unterschiedlich seien. Mit 
Rücksicht auf das Ende der Legislaturpe riode und der 
nur noch begrenzten Möglichkeiten einer Beratung 
im Plenum sei ein Abschluß in dieser 84. Sitzung des 
Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit, am 12. September 1990, zweckmäßig und 
sinnvoll. Große Chancen für eine Änderung der Be-
schlußempfehlung gebe es ohnehin nicht, weil diese 
aus intensiven Beratungen und Vorbereitungen her-
vorgegangen sei und jede der niedergelegten Formu-
lierungen auf fundierten Überlegungen beruhe. 

Die Fraktion der SPD erklärte demgegenüber, daß 
dieser Tropenwaldbericht das Ergebnis einer einein-
halbjährigen Arbeit in der zuständigen Enquete-Kom-
mission sei und daher eine eingehende Beratung ver-
diene. Dazu reiche nur ein Sitzungstag nicht aus. Der 
vorhandene Zeitdruck sei zu bedauern. Es bestehe 
hier aber auch dringender Handlungsbedarf. Bei der 
Tropenwaldproblematik handele es sich um ein zen-
trales Thema, auch in der Zukunft. 

Die von den Koalitionsfraktionen vorgelegte Be-
schlußempfehlung berücksichtige nicht, daß zu die-
sem Thema sehr unterschiedliche Auffassungen vor-
handen seien, die auch innerhalb der Enquete-Kom-
mission offenbar geworden und entsprechend formu-
liert worden seien. Es wäre daher vorteilhaft gewesen, 
wenn vor Vorlage eines Antrages zur Beschlußemp-
fehlung eine Diskussion über das Verfahren stattge-
funden hätte. Es gehe dabei nicht um eine Wiederho-
lung der Inhalte; es sei hinlänglich bekannt, daß z. B. 
hinsichtlich der Weltwirtschaft unterschiedliche Auf-
fassungen bestünden. Jetzt müsse zunächst versucht 
werden, auf ein angemessenes Verfahren zu kom-
men. Aus diesem Grunde könne der Vorgang heute 
im Ausschuß nicht abgeschlossen werden. 

Die Fraktion der SPD sei durchaus bereit, noch einmal 
den Versuch zu machen, in einem Gespräch der Be-
richterstatter die unterschiedlichen Standpunkte zu 
klären und die Möglichkeiten für eine gemeinsame 
Beschlußvorlage auszuloten. Es solle der Versuch ge-
macht werden, eine Beschlußvorlage unter den Be-
richterstattern so auszuhandeln, daß sie einvernehm-
lich getragen werden könne. Denn es gehe hier auch 
und vor allem um Forderungen, die auf die internatio-
nale Ebene gebracht werden müßten. Im Interesse der 
Sache wäre es vorteilhaft, ein einvernehmlich getra-
genes Gesamtergebnis vorzulegen, so daß der Deut-
sche Bundestag mit einer Stimme sprechen könne. 
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Auch hinsichtlich der formulierten Lösungen gebe es 
erhebliche Unterschiede, die den unterschiedlichen 
Bewertungen der Analysen und der Ursachenfaktoren 
durch die Mitglieder des Ausschusses entsprächen. 

Nach Einschätzung der Fraktion der SPD liege man 
aber, trotz wesentlicher unterschiedlicher Bewertun-
gen, insbesondere bei den Schlußfolgerungen und 
den Maßnahmenvorschlägen, nicht so weit auseinan-
der, daß nicht der Versuch der Einvernehmlichkeit 
gemacht werden könnte. Der in dem von den Koali-
tionsfraktionen vorgelegte Beschlußvorschlag enthal-
tene Drei-Stufen-Plan sei für die Fraktion der SPD 
nicht akzeptabel. Es handele sich hierbei um eine 
Handlungsempfehlung, die von der Mehrheit in der 
Enquete-Kommission beschlossen worden sei. Aus 
der Sicht der Fraktion der SPD sei es z. B. auch erfor-
derlich, ein sehr klares kritisches und ablehnendes 
Wort zum Tropenwaldforstwirtschafts-Aktionsplan in 
der heutigen Form zu sagen. Das sei in dem von den 
Koalitionsfraktionen vorgelegten Beschlußantrag 
nicht enthalten. Ebenso verhalte es sich mit der Frage 
des Schuldenabbaus; auch hier habe die Fraktion der 
SPD eine andere Bewertung. Die einzelnen Positionen 
in einem Beschlußantrag könnten dabei so gefaßt 
werden, daß jeder, um der Einstimmigkeit willen, et-
was aufgebe. In dem von den Koalitionsfraktionen 
vorgelegten Beschlußantrag seien durchaus Ansätze 
vorhanden, die Anlaß zu der Hoffnung geben würden, 
daß ein Versuch, Einvernehmlichkeit zu erreichen, 
Erfolg haben könne. 

Die Fraktion der SPD werde bis zur nächsten Sitzung 
des Ausschusses ihre Vorstellung noch einmal nieder-
legen und rechtzeitig den anderen Fraktionen zur 
Kenntnis geben. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN erklärt, es sei störend, daß 
seitens der Koalitionsfraktionen ein Beschlußvor-
schlag vorgelegt werde, der nicht als Antrag dieser 
Fraktionen, sondern als ein Beschlußantrag des Aus-
schusses gekennzeichnet sei. Tatsächlich sei hierin 
die Mehrheitsmeinung niedergelegt. Als Möglichkeit 
für das weitere Verfahren sehe die Fraktion DIE GRÜ-
NEN lediglich den Weg, in der Beschlußempfehlung 
jene Essentials voranzustellen, die von allen Fraktio-
nen getragen werden können. Darüber könne dann 
gesondert abgestimmt werden. Die spezifischen Teile 
(Schuldenproblematik, Tropenforstwirtschafts-Ak-
tionsplan, Prioritätensetzung, Maßnahmenkatalog), 
die unter den Fraktionen umstritten seien, und bei 
denen in der Bewertung nennenswerte Unterschiede 
bestehen würden, könnten dann in einem weiteren 
Teil gesondert dargelegt und behandelt werden. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN kritisiere darüber hinaus 
die Feststellung, daß dieser Bericht — seitens der Wis-
senschaft, der Politik und der Medien, aber auch im 
internationalen Bereich — als das umfassendste Do-
kument auf diesem Gebiet eingestuft werde. Diese 
Aussage sei nur vom Aufwand und vom Umfang her 
zutreffend. Es sei Tatsache, daß große Teile der Natur-
schutz- und Tropenwaldgruppen die im Bericht nie-
dergelegten Auffassungen nicht teilen würden. Diese 
Gruppen hätten Forderungen zum Schutze des Tro-
penwaldes aufgestellt und Maßnahmen gefordert, die 
in diesem Bericht keineswegs enthalten seien. Von 
diesen Gruppen würden zum Teil gänzlich andere 

Schwerpunkte gesetzt werden, die auch von der Frak-
tion DIE GRÜNEN voll mitgetragen würden. 

Wenn keine Chance mehr bestehe, die Beschlüsse der 
Enquete-Kommission hier noch einmal ausführlich zu 
diskutieren, werde sowohl der Ausschuß als auch der 
Bundestag bei diesem wichtigen Vorgang in eine Art 
Zuschauerrolle hineinkommen. 

Der Ausschuß kommt während seiner Beratungen in 
der 84. Sitzung am 12. September 1990 überein, in der 
nächstfolgenden Ausschußsitzung eine abschlie-
ßende Beratung vorzunehmen. In dieser Sitzung solle 
dann auch eine inhaltliche Diskussion stattfinden. In 
der Zwischenzeit solle im Rahmen eines Berichterstat-
tergesprächs ein Einigungsversuch gemacht werden, 
zu einer gemeinsamen Beschlußempfehlung des Aus-
schusses zu gelangen. 

In der 85. Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit am 19. September 1990 
legten die Fraktion der SPD und die Fraktion DIE 
GRÜNEN einen gemeinsamen Antrag „Umfassende 
Maßnahmen zum Schutz und zur Erhaltung der tropi-
schen Wälder" (datiert vom 18. September 1990) 
vor. 

Die Koalitionsfraktionen legten in dieser Sitzung eine 
veränderte Fassung ihres ursprünglichen Beschluß-
vorschlages (vorgelegt in der Sitzung am 12. Septem-
ber 1990) vor. 

Die Koalitionsfraktionen sprachen sich dafür aus, 
beide Beschlußvorschläge zusammenzufassen; Kapi-
tel I der vorgelegten Beschlußempfehlung der Koali-
tionsfraktionen (Seite 3 und 4) sollten, wegen der 
grundsätzlichen Bedeutung, einvernehmlich verab-
schiedet werden. Der Beschlußvorschlag der Fraktio-
nen von SPD und DIE GRÜNEN soll dann unter Kapi-
tel III als Vorschlag hinzugefügt werden. Bei der Be-
schlußfassung sollten die jeweiligen Teile gesondert 
abgestimmt werden. 

Die Koalitionsfraktionen kritisieren den im ersten Ab-
satz des Antrages der Fraktionen von SPD und DIE 
GRÜNEN, Kapitel I ( „4-Phasen-Dringlichkeits-Plan 
zur Rettung der tropischen Wälder") niedergelegten 
Satz: „Da der im Kommissionsbericht vorgeschlagene 
Stufenplan noch weitere 20 Jahre zu (bis 2010) irrepa-
rable Eingriffe in die tropischen Wälder zuließe, 
würde die Zielvorstellung, die tropischen Wälder in 
ihrem heutigen Umfang weitestgehend zu erhalten, 
verfehlt. " Die Koalitionsfraktionen bitten die Opposi-
tionsfraktionen, diesen Satz so zu verändern, daß er 
nicht mehr als Ang riff auf die Position der Enquete-
Kommission verstanden werden könne. Dieser Satz 
entspreche nicht den Tatsachen, er sei vielmehr ein 
Angriff auf die Aussage des Kapitels II des Antrages 
der Koalitionsfraktionen. Die mit diesem Satz getrof-
fene Aussage sei objektiv falsch, denn das behauptete 
Ergebnis sei weder vom „Drei-Stufen-Plan" noch vom 
„4-Phasen-Dringlichkeits-Plan" gewollt. Der unsach-
gemäße Angriff im Antrag der Oppositionsfraktionen 
müsse herausgenommen werden, wenn Einvernehm-
lichkeit im Ausschuß beabsichtigt sei. Dieser Satz ent-
halte eine Wertung, die aus der Sicht der Koalitions-
fraktionen zurückgewiesen werden müsse ; denn sie 
enthalte eine Unterstellung, die falsch sei. Im Text des 
Kommissionsberichtes sei klar enthalten, daß dies 
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nicht zutreffe. Die Koalitionsfraktionen bäten um eine 
Formulierung, die diese Unterstellung vermeide ; sie 
machen dementsprechend verschiedene Formulie-
rungsvorschläge. Der Satz müsse so geändert werden, 
daß er zwar den Intentionen der antragstellenden 
Fraktionen entspreche, die Unterstellung aber ver-
mieden werde. Ein weiteres Problem bestehe in die-
sem Zusammenhang da rin, daß in dem von den Oppo-
sitionsfraktionen vorgelegten Antrag mit dieser er-
wähnten Aussage die Mehrheitsmeinung bewertet 
werde; deshalb sei es unvermeidlich, daß auch die 
Befürwortung des Antrages der Koalitionsfraktionen, 
dem Minderheitsantrag entsprechend bewertet wer-
den müßte, auch um die offensichtlich falsche, unter-
stellende Formulierung richtigzustellen. Eine Zurück-
weisung sei dann im Beschlußantrag erforderlich. 
Wenn der Satz nicht geändert werde, müsse in das 
Mehrheitsvotum eine entsprechende korrigierende 
Formulierung aufgenommen werden. 

Die Fraktion der SPD und die Fraktion DIE GRÜNEN 
erklären demgegenüber, der beanstandete Satz ent-
halte in keiner Weise eine Wertung; die von den Ko-
alitionsfraktionen vorgenommene Qualifizierung die-
ser Aussage sei nicht haltbar, jedenfalls nicht in der 
Weise, wie sie interpretiert worden sei. Die Formulie-
rung würde lediglich besagen, daß der Stufenplan das 
behauptete Ergebnis zulasse, was aber nicht bedeute, 
daß dieses Ergebnis gewollt bzw. das Mehrheitsvotum 
das billige. Derart könne der Satz nicht verstanden 
werden. Es sei keineswegs behauptet worden, daß der 
Stufenplan die weitere Zerstörung des tropischen 
Waldes beabsichtige oder dies zum Ziele habe. Tatsa-
che sei aber, daß er prinzipiell diese Möglichkeit zu-
lasse. Es sei auch keineswegs zwingend, den Satz in 
seiner Aussage so zu bewerten, wie es von seiten der 
Koalitionsfraktionen getan werde. Die Unterstellung, 
welche die Koalitionsfraktionen in die erwähnte For-
mulierung hineininterpretierten, sei tatsächlich nicht 
darin enthalten und könne so nicht verstanden wer-
den. 

Die Aufnahme der vorgeschlagenen Umformulierun-
gen sei überdies ein schwieriger Vorgang. Eine geän-
derte Formulierung im Antrag der Fraktion der SPD 
und der Fraktion DIE GRÜNEN treffe nicht das, was 
die Unterzeichner des Antrages hätten aussagen wol-
len; eine Rückkoppelung mit den anderen Unter-
zeichnern sei notwendig, aus Zeitgründen allerdings 
recht schwierig.. 

Der von der Fraktion der SPD und der Fraktion DIE 
GRÜNEN vorgelegte Antrag für eine Beschlußemp-
fehlung „Umfassende Maßnahmen zum Schutz und 
zur Erhaltung der tropischen Wälder" vom 18. Sep-
tember 1990, vorgelegt in der Sitzung des Ausschus-
ses am 19. September 1990, umfaßt im wesentlichen 
folgende Darlegungen: 

Die rapide fortschreitende Zerstörung der tropischen 
Wälder sei eines der größten globalen Umweltpro-
bleme. Die Zerstörung von nahezu der Hälfte des um 
die Jahrhundertwende noch vorhandenen Waldbe-
standes in den Tropenregionen habe gewaltige nega-
tive Auswirkung auf das globale Klima, auf den Was-
serhaushalt und die Artenvielfalt, da 50 bis 70 % aller 
Tier- und Pflanzenarten in den tropischen Regenwäl-
dern beheimatet seien. Deshalb sei allen Maßnahmen 

der Vorzug zu geben, die eine schnelle Eindämmung 
der Vernichtungsrate möglich erscheinen ließen und 
die Ursachen des Raubbaues mitberücksichtigen wür-
den. Für eine beschleunigte Einleitung von Schutz-
maßnahmen sei ein Parallelansatz der Initiativen zu 
wählen, d. h. es seien entsprechende Initiativen 
gleichzeitig auf allen Ebenen — national, EG-weit 
und international zu ergreifen. 

Unter diesem Aspekt sei grundsätzlich festzustellen, 
daß 

— die Industrieländer als Hauptverantwortliche für 
den Treibhauseffekt auch den Hauptteil der Fi-
nanzmittel zur Rettung der Tropenwälder bereit-
stellen müßten, die in einen Tropenwaldfonds ein-
fließen sollten, 

— der baldigen Lösung der Schuldenkrise eine 
Schlüsselfunktion für die Tropenwalderhaltung 
zukomme, 

— eine Neuorientierung der Entwicklungs- und Au-
ßenwirtschaftspolitik unabdingbar sei, 

— die Forderung nach einer neuen Energie- und 
Agrarpolitik in den Indust rie- und Entwicklungs-
ländern wesentlicher Bestandteil eines Gesamt-
konzeptes zum Tropenwaldschutz sein müsse. 

Für den Schutz der tropischen Wälder gebe es zwei 
Hauptprinzipien: 

— Schutz der noch verbliebenen Primärwälder vor 
sämtlichen menschlichen Eingriffen mit Aus-
nahme traditioneller und erwiesenermaßen ökolo-
gisch unbedenklicher Nutzungsformen, 

— dauerhafter Schutz der natürlichen Lebensgrund-
lagen aller indigenen Waldvölker durch Unantast-
barkeit ihrer Landrechte und Gewährleistung ihrer 
kulturellen Identität. 

Der Schutz der tropischen Wälder erfordere auf natio-
naler und internationaler Ebene ein breites Spektrum 
weitreichender und dringlicher Maßnahmen, die so-
wohl umfassende Veränderungen in den Mechanis-
men der Weltwirtschaft als auch spezifische Anstren-
gungen in den Tropenländern einschließen. Diese 
Strategien müßten miteinander vernetzt werden, auf 
allen Ebenen gleichzeitig ansetzen — national, EG-
weit und international — und fünf konkrete Ziele ver-
folgen: 

1. Erhaltung der noch bestehenden geschlossenen 
tropischen Regenwälder (Primärwälder), 

2. Schutz der Lebensräume und Lebensgrundlagen 
der indigenen Bevölkerung, 

3. Umwandlung zerstörerischer Bewirtschaftungsfor-
men in waldschonende (nachhaltige) Nutzung in 
schon bewirtschafteten Waldgebieten, 

4. Wiederaufforstung degradierter Flächen nach sozi-
alverträglichen und ökologischen K riterien. Dabei 
muß ein überwiegender Teil (mind. 60 %) mit ein-
heimischen Arten angepflanzt werden, um langfri-
stig neue, naturnahe Sekundärwälder zu schaf-
fen, 
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5. Verbesserung der landwirtschaftlichen Anbaume-
thoden zur Steigerung der Erträge auf Agrarflä-
chen außerhalb der Wälder, um die Nahrungsver-
sorgung der Bevölkerung sicherzustellen. 

Ein Gesamtkonzept zum Tropenwaldschutz müsse so 
angelegt sein, daß 

— möglichst rasch positive Wirkungen im Sinne der 
Walderhaltung erreicht werden könnten, 

— möglichst viele Tropenwaldländer sich zur Beteili-
gung bereitfinden; deshalb muß das Konzept nicht 
nur ideell überzeugend, sondern auch materiell 
attraktiv sein, 

— möglichst viele Nichttropenwaldländer zur aktiven 
Mitwirkung veranlaßt werden aus der Erkenntnis 
heraus, daß es sich bei Klimagefährdung und Ar-
tenverlust um eine Überlebensfrage für die 
Menschheit handelt und jetzt unterlassene Maß-
nahmen später nicht mehr nachgeholt werden 
können. 

Im Interesse einer größtmöglichen Effizienz könne es 
nicht vorrangig darum gehen, lediglich die Aufgaben-
gebiete der zahlreichen bestehenden Institutionen 
auszuweiten, ohne Strukturveränderungen vorzuneh-
men. Vielmehr könnte es erfolgversprechender sein, 
eine Straffung der Kompetenzen und eine Konzentra-
tion der personellen und finanziellen Kapazitäten an-
zustreben, um dadurch die Handlungsfähigkeit der 
internationalen Organisationen zu stärken. 

Die Einrichtung eines UN-Umweltrates, dessen Funk-
tion und Kompetenzen analog zum Weltsicherheitsrat 
gestaltet werden sollten, wird als wichtige Maßnahme 
betrachtet. 

Die Bundesregierung werde aufgefordert, die im fol-
genden genannten Maßnahmen und Initiativen zu er-
greifen bzw. zu unterstützen: 

A. 4.-Phasen-Dringlichkeits-Plan zur Rettung der 
tropischen Wälder 

Da der im Kommissionsbericht vorgeschlagene Stu-
fenplan noch weitere 20 Jahre zu (bis 2010) irrepa-
rable Eingriffe in die tropischen Wälder zuließe, 
würde die Zielvorstellung, die tropischen Wälder in 
ihrem heutigen Umfang weitestgehend zu erhalten, 
verfehlt werden. Daher sind in einem Dringlichkeits-
plan schneller wirkende Maßnahmen einzuleiten, um 
die Möglichkeit zu schaffen, innerhalb von fünf Jah-
ren einen weitgehenden Stop der Tropenwaldver-
nichtung zu erreichen. Vorrang müßten dabei alle In-
itiativen haben, die im Rahmen der nationalen und der 
EG-Entwicklungspolitik realisierbar seien. 

Phase 1: — 1990 — 

 — Vorlage eines nationalen Maßnahmenkonzeptes 
mit umsetzungsfähigen bilateralen Schutzprojek-
ten bis Ende 1990 

— Schuldenerleichterungen bzw. Schuldenerlasse 
für die fünf wichtigsten Tropenwaldländer durch 
die Bundesrepublik und andere EG-Länder 

— vollständiger Erlaß der öffentlichen Schulden für 
die ärmsten Länder (LLDC) durch die Bundesrepu-
blik Deutschland 

— Vorlage eines Konzeptes für Sofortmaßnahmen 
zum Tropenwaldschutz auf EG-Ebene 

— Vorlage eines Konzepts für eine internationale 
Strategie zum Schutz der tropischen Wälder bei 
der UN-Vollversammlung im September 1990 

— Antrag für Grundsatzbeschluß zur Einrichtung ei-
nes Tropenwaldfonds der UN 

— Initiativen der Bundesregierung zur Einberufung 
einer Internationalen Schuldenkonferenz 

— Sofortinitiativen zum Schutz akut bedrohter Tro-
penwaldgebiete im Rahmen bereits in der Realisie-
rung befindlicher Entwicklungsprojekte 

Phase 2: — 1991 - 

— Einberufung einer Vorbereitungskonferenz zur 
Einrichtung eines Tropenwaldfonds (1991) durch 
die Vereinten Nationen 

— ersatzweise: Initiative der Bundesrepublik 
Deutschland für einen EG-Tropenwaldfonds, falls 
es 1991 zu keiner UN-Initiative kommt 

— EG-Initiative für ein weltweites Solarnutzungspro-
gramm 

— Durchführung einer Internationalen Schuldenkon-
ferenz (Mitte 1991) 

— Ausbau der Entschuldungsstrategien mit vorrangi-
ger Behandlung der Tropenwaldländer auf bilate-
raler Ebene 

— Verhandlungen für ein Übereinkommen zum 
Schutz der tropischen Wälder (Beginn Ende 
1990) 

Phase 3: — 1992 — 

 — Vertragsabschluß über den Tropenwaldfonds auf 
der UN-Umweltkonferenz 1992; Einrichtung des 
Fonds 

— Vorlage nationaler Stufenpläne zum Tropenwald

-

schutz von den am Fonds beteiligten Ländern 

— Durchführung erster bilateraler und EG-unter-
stützter regionaler Modellprojekte zum Tropen-
waldschutz 

— Abschluß eines Übereinkommens zum Schutz der 
tropischen Wälder im Rahmen einer Internationa-
len Klimakonvention; Vorbereitung der Ausfüh-
rungsprotokolle 

Phase 4: — 1993 — 

 — Inkrafttreten des Protokolls zum Tropenwaldfonds 
am 1. Januar 1993 

— Ausarbeitung der Protokolle zum Übereinkommen 
bis Ende 1993 

— Fortführung und Erweiterung der bilateralen und 
multilateralen Entschuldungskonzepte 
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Die erforderlichen Maßnahmen zur Reform der inter-
nationalen Organisationen, zur Einführung sozialer 
und ökologischer Standards in das Welthandelsab-
kommen GATT und in die Vergabepraxis der nationa-
len und internationalen Kreditinstitute müßten paral-
lel dazu in die Wege geleitet und möglichst zügig 
durchgeführt werden. 

B. Neuordnung im Nord-Süd-Verhältnis 

Wenn ein effektiver Schutz der noch vorhandenen Pri-
märwälder erreicht werden solle, sei es notwendig, 
auch in den betroffenen Ländern entsprechende Vor-
aussetzungen zu schaffen. Dazu gehörten: 

— Schutz der Landrechte indigener Bevölkerungs-
gruppen, 

— Durchführung von Landreformen, d. h. gerechtere 
Bodenbesitzverteilung, 

— Abschaffung waldfeindlicher Subventionsmecha-
nismen und Steuergesetze, 

— Beendigung von Umsiedlungsprojekten und Infra-
strukturmaßnahmen (Straßenbauten) in Primär-
waldgebieten, 

— drastische Reduzierung der Holzeinschlagskon-
zessionen, 

— strikte Kontrollen der Auflagen durch Stärkung 
der Forst- und Naturschutzbehörden, 

— höhere Besteuerung des Holzeinschlags und der 
Gewinne bei Holzexporten sowie Erhöhung der 
Abgaben für Wiederaufforstung, 

— Verbesserung der Familienplanung durch Stär-
kung der Rechte der Frauen und Ausbau des Sozi-
alsystems, Schaffung alternativer Arbeitsmöglich-
keiten. 

Alle Bemühungen in dieser Richtung seien von der 
Bundesregierung zu unterstützen. 

Noch entscheidender sei aber, daß von außen einwir-
kende Faktoren verändert werden und eine Neuord-
nung im Nord-Süd-Verhältnis erfolge. Damit müsse 
auch eine Umstellung in den Industrieländern selbst 
einhergehen. Das bedeute, daß es eindringlicher Un-
terstützung durch eine Änderung der weltwirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen bedürfe, damit die 
Dritte-Welt-Länder eine faire Chance erhalte ihren 
eigenen Entwicklungsweg unter Wahrung ihrer kul-
turellen Identität zu gehen, eine Neuorientierung der 
entwicklungspolitischen Zusammenarbeit, die die al-
ten Industriealisierungskonzepte aufgebe und sich 
statt dessen unter Respektierung der sozialen und 
ökologischen Gegebenheiten der betroffenen Länder 
an deren Grundbedürfnissen orientiere; sowie ein 
ökologischer Umbau der Volkswirtschaften in den In-
dustrieländern und eine Änderung der Konsumfor-
men, damit die Anreize zur Exportsteigerung durch 
Übernutzung der Ressorcen in den Entwicklungslän-
dern entfallen. 

C. Maßnahmen auf nationaler Ebene 

Die Bundesregierung solle im Sinne des oben be-
schriebenen Parallelansatzes unverzüglich ein eige-
nes nationales Maßnahmenkonzept zum Tropenwald-
schutz erstellen, sowie den Tropenwaldschutz in der 
Außenwirtschaftspolitik und der Entwicklungszusam-
menarbeit zu einer Schwerpunktaufgabe machen. 

Das nationale Maßnahmenkonzept der Bundesregie-
rung zum Tropenwaldschutz solle enthalten: 

1. eine Neuorientierung der nationalen Entwick-
lungszusammenarbeit, 

2. eine umfassende Entschuldungsstrategie, 

3. Initiativen zum Schutz der Rechte indigener Völ-
ker, 

4. ein Programm für den Aufbau einer neuen Ener-
gieversorgung, bei der Energiespartechniken und 
die Nutzung regenerativer Energiequellen, insbe-
sondere der Sonnenenergie, Vorrang haben, 

5. Maßnahmen zur regionalen Schwerpunktbildung 
für Tropenwaldschutzprojekte in Zusammenarbeit 
mit anderen EG-Ländern. 

Diese Maßnahmen werden auf den Seiten 6-9 des 
Antrages im einzelnen ausführlich dargelegt. 

D. Initiativen der Bundesrepublik Deutschland auf 
EG-Ebene 

Die im nationalen Maßnahmenkonzept der Bundesre-
gierung enthaltenen Vorschläge seien gleichzeitig als 
Initiativen auf EG-Ebene einzubringen. Die EG-Kom-
mission solle aufgefordert werden, sich bei allen Mit-
gliedstaaten für eine Neuorientierung ihrer nationa-
len Entwicklungspolitiken im Sinne einer Tropen-
waldschutzpolitik einzusetzen. 

Im einzelnen wird gefordert: 

1. Ein Importverbot für Tropenhölzer aus Primärwäl-
dern und Regelungen zur Sicherstellung, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland nur Tropenhölzer aus 
nachhaltig bewirtschafteten Sekundärwäldern 
verwendet werden; Vorkehrungen zur Vermei-
dung primärwaldzerstörerischer Auswirkungen 
beim Handel mit bestimmten Gütern. 

2. Initiativen zu einer Reform der Agrarpolitik. 

3. Initiativen für eine Fondslösung auf EG-Ebene, so-
fern die Einrichtung eines internationalen Tropen-
waldfonds (vgl. Abschnitt III) innerhalb der näch-
sten zwei Jahre nicht zustandekomme. 

E. Maßnahmen auf internationaler Ebene 

Die Bundesregierung solle aufgefordert werden, bei 
der nächsten UN-Vollversammlung im Herbst 1990 
entsprechende Vorschläge vorzulegen. Diese Initiati-
ven für eine Neuordnung der Weltwirtschaft seien 
unter Einbeziehung sozialer und ökologischer Krite-
rien zu ergreifen. 
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Im Sinne des Parallelansatzes sollten auf der Ebene 
der Vereinten Nationen sofort Vorbereitungen in die 
Wege geleitet werden 

1. zur Schaffung eines Tropenwaldfonds, 

2. zur Lösung der Schuldenkrise, 

3. zum Abschluß eines internationalen Übereinkom-
mens zum Schutze der tropischen Wälder, 

4. zur grundlegenden Umstrukturierung des Tropen-
forstwirtschafts-Aktionsplans (TFAP) der FAO, 

5. zur Revision des Internationalen Tropenholz-Über-
einkommens (ITTA) 

6. Neuordnung der Weltwirtschaft 

7. zur Reform der Verfahren, Strukturen und Ziele bei 
IWF, Weltbank, internationalen Entwicklungsban-
ken und FAO. 

Diese vorgeschlagenen Maßnahmen werden in dem 
gemeinsam von den Fraktionen der SPD und DIE 
GRÜNEN vorgelegten Antrag für eine Beschlußemp-
fehlung auf den Seiten 11-20 im einzelnen ausführ-
lich dargelegt und erläutert. 

Eine Verständigung über eine Umformulierung -des 
umstrittenen Satzes im Antrag der Oppositionsfraktio

-

nen gelingt nicht. Die Koalitionsfraktionen erklären 
daher, daß sie gezwungen seien, im Kapitel II (Seite 6) 
ihres Antrages zu einer Beschlußempfehlung den Satz 
folgendermaßen zu ergänzen: „Der Stufenplan ist 
nicht, wie von der Fraktion der SPD und der Fraktion 
DIE GRÜNEN ausgeführt, als Zielvorgabe für die Zu-
lassung weiterer Eingriffe in den Tropenwald zu ver-
stehen, d. h., er bedeutet nicht, daß die Tropenwald-
vernichtung bis zum Jahr 2000 oder gar bis zum Jahr 
2010 gebilligt werden soll. " 

Der Ausschuß kommt zu folgenden Beschlüssen: 

1. Kapitell. des von den Koalitionsfraktionen vorge-
legten Antrages für eine Beschlußempfehlung an 
den Deutschen Bundestag wird bei zwei Gegen-
stimmen der Fraktion DIE GRÜNEN im übrigen 
durch Für-Stimmen mehrheitlich angenommen. 

2. Kapitel II. des Antrages der Koalitionsfraktionen 
mit der durch diese Fraktionen bestimmten Ände-
rung des o. a. Satzes wird mehrheitlich angenom-
men. 

3. Der von der Fraktion der SPD und der Fraktion DIE 
GRÜNEN vorgelegte Antrag für eine Beschluß-
empfehlung an den Deutschen Bundestag wird 
mehrheitlich abgelehnt. 
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